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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

nach einer durch die Verwaltungsmoder-
nisierung geprägten Phase melden sich 
die Nachrichten der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
(VKV) zurück. Die Verwaltungsmoder-
nisierung hat in Niedersachsen zu einer 
Zusammenführung mit der Niedersäch-
sischen Verwaltung für Landentwicklung 
sowie der Domänenverwaltung und der 
Moorverwaltung geführt. Die Verwal-
tungen sind vor Ort in den Behörden für 
Geoinformation, Landentwicklung und 
Liegenschaften (GLL) gebündelt wor-
den. 

Die VKV soll auch in Zukunft als Dienst-
leister für Geobasisinformationen wahr-
genommen werden. Zudem gilt es, die 
Geodateninfrastruktur (GDI) aufzubau-
en und somit die Kabinettsbeschlüsse 
vom Dezember 2004 und November 
2005 umzusetzen und mit Leben zu 
füllen. Auch die Verlagerung von Lie-
genschaftsvermessungen auf Öffentlich 
bestellte Vermessungsingenieure/innen 
(ÖbVI) sowie ein massiver Personalabbau 
wird die VKV nachhaltig verändern.

Die Leitung der VKV sowie die Leitungen 
der GLL sind neu besetzt worden. All 
dieses hat tief greifende Auswirkungen 
auf die Beschäftigten. In den GLL wächst 
die neue Verwaltung zusammen. Die 
ressortmäßigen Zuständigkeiten befin-
den sich beim Ministerium für Inneres 

und Sport sowie beim Ministerium für 
den ländlichen Raum, Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz.

Durch die Bildung der GLL ist der organi-
satorische Rahmen der Verwaltungsmo-
dernisierung vorgegeben. Wesentliche 
Punkte der Verwaltungsmodernisierung 
sind der Erhalt des Kundenservices bei 
den strafferen Organisationsstrukturen 
und eine wirtschaftliche Erledigung der 
Aufgaben. 

Die nunmehr größeren Organisations-
einheiten der GLL sind im Personalein-
satz flexibler. Der liegenschaftsrecht-
liche und vermessungstechnische Sach-
verstand ist in den Katasterämtern der 
GLL gebündelt. Die Nutzung des Liegen-
schaftskatasters als Geodateninfrastruk-
tur wird zugleich gefördert. Die Gut-
achterausschüsse für Grundstückswerte 
können sich als Kompetenzzentren für 
Grundstücksmarktdaten unter Erhalt der 
Präsenz in der Fläche weiter etablieren.

Der Landesbetrieb Landesvermessung 
und Geobasisinformation Niedersachsen 
(LGN) bildet mit den GLL ein Netzwerk 
für Geobasisinformationen. Die LGN ist 
dabei Motor für technische Entwicklun-
gen und Innovationen.

Diese Ausgabe der NaVKV befasst sich 
schwerpunktmäßig mit der Verwal-
tungsmodernisierung in Niedersachsen. 
In den folgenden Ausgaben werden die 
fachtechnischen Entwicklungen im Vor-
dergrund stehen. 

Wolfgang Draken

Wegweiser
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Ich bin gerne Ihrer Einladung gefolgt, 
um (…) Ihnen die Verwaltungsmoder-
nisierung niedersächsischer Prägung 
vorzustellen und die Chancen und Mög-
lichkeiten, die sich aus der Föderalismus-
reform ergeben, aufzuzeigen. 

Sie haben Ihre Veranstaltung gut ge-
timt: Am heutigen Tag wird mit der Fö-
deralismusreform die umfangreichste 
Staatsreform durch die Große Koalition 
in Berlin auf den Weg gebracht. Heute 
wird der Bundestag den Gesetzentwurf 
mit Zwei-Drittel-Mehrheit beschlie-
ßen. Insgesamt werden 25 Artikel des 
Grundgesetzes einer Änderung un-
terzogen. Die mit der Föderalismus-
reform verbundene Entflechtung von 

Zuständigkeiten und die damit ein-
hergehende Stärkung der Eigenstän-
digkeit von Bund und Ländern wird 
insgesamt entlastend auf die öffent-
lichen Haushalte wirken. Die Födera-
lismusreform ermöglicht uns die Wei-
terentwicklung von Verwaltung und 
öffentlichem Dienst.

Die Aufgaben, die es zu lösen gilt, 
sind so drängend, dass wir bei den 
notwendigen Reformen unseres 
Staates keine Zeit mehr zu verlieren 
haben. Politischen Stillstand, gegen-
seitige Blockaden und Hängepartien 
- wie dies in der Vergangenheit immer 
wieder der Fall war - können wir uns 
nicht länger leisten. 

So hat auch die Verwaltungsmoderni-
sierung – wie wir sie in Niedersachsen 
betreiben – einen gewichtigen An-
lass:

 Die dramatische finanzielle Situa-
tion des Landes Niedersachsen, die 
wir bei Regierungsantritt im März 
2003 vorfanden.

Um das Land finanziell wieder hand-
lungsfähig zu machen, braucht es tief 
greifende Reformen. Kosmetische 
Korrekturen des Etats helfen schon 
lange nicht mehr weiter. 
Vor diesem Hintergrund hat die Lan-
desregierung beschlossen, strukturelle 
Veränderungen des Verwaltungsauf-
baus vorzunehmen und den Verwal-
tungsaufbau künftig im Wesentlichen 
zweistufig zu gestalten. Die Radikali-
tät unseres Reformansatzes beschreibt 
das Ausmaß der vorgefundenen Ver-
säumnisse und Handlungsnotwendig-
keiten. 

Heute gehört zu einer Reformagen-
da nach meiner Auffassung ganz we-
sentlich eine Reform der staatlichen 
Verwaltung und des öffentlichen 
Dienstes. Eine solche ist dringender 

erforderlich denn je. Angesichts fort-
schreitender Globalisierung und sich 
immer weiter öffnendem Wettbewerbs 
über nationale Grenzen hinweg ist der 
öffentliche Dienst für Wirtschaft und 
Unternehmen ein Standortfaktor ers-
ten Ranges geworden. Die Attraktivität 
des Wirtschaftsstandortes Deutschland 
hängt ganz wesentlich auch von der Leis-
tungskraft einer modernen kunden- und 
bürgerorientierten Verwaltung ab. 

Zum anderen – und dies sage ich gerade 
auch aus Sicht meines Landes – ist eine 
Strukturreform des öffentlichen Diens-
tes natürlich auch mit Blick auf die Über-
schuldung der öffentlichen Haushalte 
unausweichlich. Eines der zentralen 
Probleme unserer Zeit ist das besorg-
niserregende Anwachsen der Staatsver-
schuldung. Dies trifft Bund und Länder 
in gleicher Weise und stellt eine ernst zu 
nehmende Gefahr für die Zukunftsfähig-
keit des staatlichen Gemeinwesens dar. 

Um der sich immer schneller drehenden 
Schuldenspirale zu entkommen, gibt es 
nur einen Weg: die konsequente Zurück-
führung der Verschuldung mit dem Ziel 
eines ausgeglichenen Haushalts ohne 
Netto-Kreditaufnahme. Eine solche Fi-
nanzpolitik ist die entscheidende Grund-
voraussetzung, um die Handlungsfähig-
keit des Staates und das Vertrauen der 
Menschen in die Verlässlichkeit des Staa-
tes zurück zu gewinnen und um vor den 
Herausforderungen der kommenden 
Jahre bestehen zu können. Wir haben 
deshalb in Niedersachsen seit der Regie-
rungsübernahme im Jahre 2003 trotz al-
ler damit verbundenen Schwierigkeiten 
die Kreditaufnahme Jahr für Jahr um 

Minister Uwe Schünemann zu Verwaltungsmodernisierung und Föderalismusreform
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350 Millionen Euro zurückgeführt und 
sind dabei, mit einem konsequenten Ent-
schuldungskurs auf den Pfad einer nach-
haltigen Finanzpolitik zurückzukehren.

Ein solcher Konsolidierungskurs ist je-
doch nicht leistbar ohne tief greifende 
strukturelle und damit auch langfristig 
wirkende Eingriffe in gewachsene Ver-
waltungsstrukturen. Der Staat muss Auf-
gaben zurückgeben und sich entspre-
chend dem Grundsatz der Subsidiarität 
auf seine Kernfunktionen beschränken. 
Es gilt, Aufgaben zu bündeln, Doppel-
zuständigkeiten abzubauen, Entschei-
dungswege zu verkürzen und die Aus-
gaben, insbesondere die hohen Perso-
nalausgaben, zu senken.

Die Niedersächsische Landesregierung 
hat im Mai 2003 die erste Phase der Ver-
waltungsmodernisierung auf den Weg 
gebracht und sich dabei von folgenden 
Zielen leiten lassen:
• Verbesserung der Wirtschaftlichkeit
• Sicherung der Bürger- und Kunden-

orientierung
• Stärkung der Motivation und Leis-

tungsbereitschaft der Beschäftigten 
und

• die Neuordnung der Aufgabenver-
teilung zwischen Staat und Gesell-
schaft.

Drei wichtige Zielvorgaben haben die 
Reformaktivitäten geprägt: 
• der Wegfall von 6.743 Personalstel-

len, 
• die Auflösung der Bezirksregie-

rungen sowie die daraus folgende 
• Neuordnung des staatlichen Verwal-

tungsaufbaus (Zweistufigkeit). 

Wir haben deshalb nach dem Regie-
rungswechsel einen Strategiewechsel 
herbeigeführt. Mit knappen Zeitvor-
gaben sowie qualitativen und quanti-
tativen Zielvorgaben ist es uns deshalb 
gelungen eine wirksame Verwaltungs-
modernisierung durchzuführen. 

Zu Beginn des Reformprozesses haben 
wir Projektgruppen beauftragt, eine 
umfangreiche Aufgabenkritik durchzu-
führen und Reformvorschläge zu entwi-
ckeln. Die Projektaufträge wurden mit 
quantitativen und qualitativen Zielvor-
gaben versehen, insbesondere auch zu 
den einzusparenden Stellen. Insgesamt 
wurden etwa 740 Aufgaben unterschied-
lichen Umfangs betrachtet. 

Insbesondere die klare Vorgabe zu den 
einzusparenden Stellen erzeugte den 
notwendigen Druck, im Rahmen der 
Projektarbeit alle Aufgaben kritisch zu 
hinterfragen. 

Im September 2003 hatte das Kabinett 
eine ehrgeizige Zielvorgabe zum Abbau 
von 6.743 Stellen beschlossen. Diese wur-
de jeweils auf die einzelnen Geschäfts-
bereiche herunter gebrochen. Schon im 
März 2004 beschloss das Kabinett über 
die Ergebnisse der Reform und gab im 
April die einzelnen Artikelgesetze zur 
Anhörung frei. Die erforderlichen Ver-
ordnungen wurden bis Dezember 2004 
novelliert, so dass die neue Organisation 
des Landes am 01.01.2005 in Kraft treten 
konnte. 

Kernpunkt der in der ersten Phase der 
Verwaltungsmodernisierung in Nie-
dersachsen umgesetzten Reformbeschlüs-
se war der Wechsel vom dreistufigen hin 
zum zweistufigen Verwaltungsaufbau, 
der sich vor allem in der Abschaffung der 
Bezirksregierungen ausdrückte. Abwei-
chungen vom zweistufigen Verwaltungs-
aufbau gibt es nur noch bei der Polizei, 
im Brand- und Katastrophenschutz sowie 
bei der Finanzverwaltung. 

Mit dem zweistufigen Verwaltungsauf-
bau wurden unnötige Doppelstrukturen 
auf verschiedenen Verwaltungsstufen 
beendet, der Verwaltungsablauf verein-
facht, der Ressourceneinsatz minimiert 
und die Effizienz des Verwaltungshan-
delns durch Kompetenzbündelung er-
höht. Dies erforderte eine Zusammenfüh-
rung von sachlich zusammenhängenden 
Aufgaben auch über die bisherigen Ver-
waltungsstufen hinweg.

Kommunen und Landesbehörden wer-
den heute als leistungsfähige Instituti-
onen wahrgenommen, die nicht einer 
ständigen Kontrolle durch Aufsichtsbe-
hörden bedürfen. Die Fachaufsicht über 
die nachgeordneten Behörden der Lan-
desverwaltung sowie über die der Auf-
sicht des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts wird nunmehr von 
den Ministerien bzw. der Staatskanzlei 
direkt wahrgenommen. Die Kommunal-
aufsicht über die Landkreise, kreisfreien 
Städte und großen selbstständigen Städ-
te sowie die Region Hannover obliegt 
seit Anfang 2005 dem Ministerium für 
Inneres und Sport. Für die überörtliche 
Prüfung aller Kommunen wurde ei-
ne kommunale Prüfungsanstalt in der 
Rechtsform einer Anstalt des öffent-
lichen Rechts errichtet, die der Aufsicht 
des Innenministeriums untersteht. Diese 
Prüfanstalt nimmt neben den Prüfungs-
pflichten auch Beratungsaufgaben für 
die Kommunen wahr. 

Ich möchte an dieser Stelle mein beson-
deres Augenmerk auf die technischen 
Verwaltungen richten.

Die Vermessungs- und Katasterverwal-
tung – kurz VKV – hat bereits in der 
Vergangenheit Reformen konstruktiv 
unterstützt. So ist bereits im Jahre 1996 
eine umfassende Neuorganisation durch-
geführt worden, bei der die Anzahl der 
Behörden mehr als halbiert wurde, ohne 
die Kunden- und Bürgernähe zu vernach-
lässigen, die in dieser Verwaltung schon 
immer einen hohen Stellenwert hat. Als 
Folge ist von der VKV eine mittelfristige 
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Aufgabenkritik erarbeitet worden, die 
bereits die Einsparung von Stellen vor-
sah.

Bereits unmittelbar nach dem Beginn 
der Verwaltungsmodernisierung konnte 
daher im Mai 2003 im Konsens zwischen 
dem Staatssekretär für Verwaltungsmo-
dernisierung und der VKV ein Projekt-
auftrag zur „Reform der Vermessungs- 
und Katasterverwaltung“ vereinbart 
werden.

Danach sollte im Rahmen der Verwal-
tungsmodernisierung Niedersachsen die 
VKV zukunftsfähig gestaltet werden mit 
dem Ziel,
• die Aufgaben der VKV zukunfts- und 

nutzerorientiert einer Aufgabenkri-
tik zu unterziehen. 

• die VKV in noch stärkerem Maße zu 
einer Gewährleistungsverwaltung 
mit strukturpolitisch notwendigen 
und rechtlich unabdingbaren Auf-
gaben zu entwickeln. Dabei soll die 
Ausführung von Liegenschaftsver-
messungen zunehmend ohne wirt-
schaftliche Nachteile für das Land, 
das heißt kostenneutral, auf ÖbVI 
verlagert werden; der Anteil der Ver-
waltung ist schrittweise auf ca. 25% 
zu begrenzen.

• Weiter sollten die Schnittstellen der 
Dienst- und Fachaufsicht einschließ-
lich der Aufsicht über die ÖbVI unter 
Nutzung neuer Steuerungsinstru-
mente, wie z. B. Zielvereinbarungen, 
neu gestaltet werden.

• Es soll durch die aufgeführten fach-
lichen und organisatorischen Maß-
nahmen aus der Reform der VKV ein 
Anteil von 500 einzusparenden Stel-
len erbracht werden.

Ende 2003 hat ein abschließender Pro-
jektbericht vorgelegen, der aufzeigte, 
dass und wie die Ziele erreicht werden 
können. Das Ergebnis ist allerdings von 
weiteren übergreifenden Vorgaben zur 
Verwaltungsmodernisierung überlagert 
worden. Dazu gehört die Zusammenfüh-
rung der VKV mit Teilen der Agrarstruk-
turverwaltung sowie der Domänen- und 
der Staatlichen Moorverwaltung. 

Die Vermessungs- und Katasterverwal-
tung sowie die Aufgabenbereiche Flur-
bereinigung und Dorferneuerung aus 
der Agrarverwaltung wurden zusam-
mengeführt. 
Aus 24 Vermessungs- und Katasterbehör-
den und aus 11 Ämtern für Agrarstruktur 
sowie der Domänen- und der Staatlichen 
Moorverwaltung wurden 14 „Behörden 
für Geoinformation, Landentwicklung 
und Liegenschaften (GLL)“. Die Dienst- 
und Fachaufsicht über die Vermessungs- 
und Katasteraufgaben liegt beim Innen-
ministerium, für die Aufgaben aus der 
Agrarverwaltung beim Landwirtschafts-
ministerium. Die Behördenleitungen 
werden gemeinsam vom Innen- und 
Landwirtschaftsministerium bestellt und 
unterstehen beiden Häusern. Der opera-
tive Handlungsspielraum der Leitungen 
der neuen Behörden wurde durch bud-
getierte Haushalte gestärkt. 

Das Ergebnis nutzt die fachliche und 
örtliche Nähe der bislang getrennt han-
delnden Fachverwaltungen und führt zu 
Synergien. Es unterstützt einen zweistu-
figen Verwaltungsaufbau und stärkt den 
ländlichen Raum. Es sichert die Präsenz 
in der Fläche und genießt bei den Be-
schäftigten Akzeptanz. 

Die Umsetzung der Maßnahmen der Ver-
waltungsmodernisierung erfolgt durch 
konkrete Maßnahmen. Zur Verlage-
rungen von Liegenschaftsvermessungen 
auf öffentlich bestellte Vermessungsin-
genieure (ÖbVI) ist das Einnahmevolu-
men des Landes für das Jahr 2006 um  
1,6 Mio. D reduziert worden, dement-
sprechend steht für die ÖbVI ein Markt-
potenzial von zusätzlichen 1,6 Mio. D zur 

Verfügung. Für das Jahr 2007 wurde der 
Haushaltsansatz um weitere 3,0 Mio. D  
reduziert, dies bedeutet eine theore-
tische Erhöhung des Einnahmepotenzi-
als für ÖbVI von 4,6 Mio. D gegenüber 
2005. 

Zur Verlagerung von Gebäudevermes-
sungen auf ÖbVI ist das „Amtsverfahren 
zur Aktualisierung des Gebäudenach-
weises“ mit dem Ziel umgestellt wor-
den, dass Eigentümer Gebäudevermes-
sungsaufträge verstärkt direkt den ÖbVI 
in Auftrag geben. In anderen Bereichen 
der Liegenschaftsvermessungen sind die 
Kapazitäten durch Zielvereinbarungen 
eingeschränkt worden. Durch Control-
ling wird sichergestellt, dass die in Ziel-
vereinbarungen festgelegten Marktan-
teile und somit die vorgesehenen Redu-
zierungen erreicht werden.

(... Es folgen Ausführungen zu anderen 
technischen Verwaltungen ...)

In dem gesamten Verwaltungsmoder-
nisierungsprozess haben wir unseren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine 
Menge abverlangt. Durch die Verwal-
tungsmodernisierung, durch Aufgaben-
wegfall und Rationalisierung sind aber 
auch die Voraussetzungen geschaffen 
worden, unser wichtigstes operatives 
Ziel zu erreichen, die Wirtschaftlichkeit 
der Verwaltung zu erhöhen. Dies ist aber 
nur mit den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern zu erreichen.

Deswegen war und ist es wichtig, dass die 
Veränderungen so sozialverträglich wie 
möglich stattfinden. Bis auf ganz wenige 
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Ausnahmen brauchten und brauchen die 
Beschäftigten, die von Veränderungen 
betroffen sind, ihren Wohnsitz nicht zu 
wechseln. 
Dort, wo durch Aufgabenreduzierung 
Personal nicht mehr in der bisherigen 
Kapazität erforderlich ist, werden – über 
die Job-Börse – neue Beschäftigungs-
möglichkeiten gesucht und/oder Quali-
fizierungsangebote eröffnet. 

Wir haben daneben aber auch wirksame 
Schritte zur Deregulierung des staatli-
chen Vorschriftenwesens ergriffen, um 
die Zahl der Gesetze und Verordnungen, 
vor allem aber die der Verwaltungsvor-
schriften, um mindestens ein Drittel in-
nerhalb dieser Legislaturperiode zu re-
duzieren. 

Und das haben wir bereits geschafft: 
Wir haben seit Beginn der Legislaturpe-
riode von etwa 780 Rechtsvorschriften 
65 vollständig aufgehoben. Den Bestand 
der Verwaltungsvorschriften haben wir 
von 3.350 auf ca. 1.700 reduziert und da-
mit in etwa halbiert. Deregulierung ist 
jedoch als dynamischer Prozess auf län-
gere Sicht angelegt. Weitere 10 % der 
Landesgesetze und Verordnungen sollen 
aufgehoben oder wesentlich vereinfacht 
werden; die Verwaltungsvorschriften 
sind weiter zu reduzieren. 
Ergänzt werden diese Deregulierungsbe-
mühungen durch ein Projekt zur Befris-
tung von Gesetzen und Verordnungen.
Rechtsvorschriften des Landes sollen da-
nach grundsätzlich nach 5 Jahren auto-
matisch außer Kraft treten, nur wenige 
Ausnahmen hiervon (z. B. für Zuständig-
keitsregelungen) sind vorgesehen. Mit 
dem Modellkommunengesetz wird es 
ausgewählten Kommunen ermöglicht, 
auf landesgesetzliche Regelungen zu 
verzichten.

Die Niedersächsische Landesregierung ist 
angetreten, die Verwaltung zu moder-
nisieren, zu entbürokratisieren und Ent-
scheidungen zu beschleunigen. Wichtig 
sind sachgerechte, bürgernahe Entschei-
dungen, nicht formalisierte Abläufe. 

Die Landesregierung hatte vorgeschla-
gen, das Vorverfahren zu den Verwal-
tungsgerichten grundsätzlich abzuschaf-
fen. Das Vorverfahren dient zwar der 
Selbstkontrolle der Verwaltung, hat aber 
in der Regel die angegriffene Entschei-
dung bestätigt. Das Vorverfahren kostet 
aber immer Zeit, und der Aufwand auf 
Seiten der Verwaltung steht in keinem 
sinnvollen Verhältnis zum Ergebnis. 

Der verfassungsmäßig garantierte Weg 
zu den Gerichten wird durch die Ab-
schaffung des Vorverfahrens nicht ver-
zögert sondern beschleunigt. 

Wir können nun – nach über einem Jahr 
– feststellen: 
Weder ist bisher das von Einzelnen pro-
gnostizierte Chaos eingetreten, noch ha-
ben sich auf breiter Front die Klagen vor 
den Verwaltungsgerichten vervielfacht. 
Die Verwaltungen kommen ihrer gesetz-
lichen Pflicht nach, die Verfahrensbetei-
ligten zu beraten, ihnen Auskunft zu 
erteilen und die Betroffenen vor einer 
Entscheidung anzuhören. 

Nach fünf Jahren werden wir Abschaf-
fung des Widerspruchsverfahrens einer 
Evaluierung unterziehen. Unsere bishe-
rigen Erfahrungen in diesem Zusammen-
hang stimmen mich aber zuversichtlich, 
dass die von uns vorgenommene Ab-
schaffung des Widerspruchsverfahrens 
ein voller Erfolg ist. 

Im April dieses Jahres hat die Landesre-
gierung nun die zweite Phase der Ver-
waltungsmodernisierung beschlossen. 
Neben dem Ansatz, die Aktivitäten des 
Staates weiter auf seine Kernaufgaben 
zurückzuführen, ist ein Schwerpunkt die 
kritische Betrachtung der Querschnitts-
aufgaben in der Verwaltung. Sie binden 
erhebliche Ressourcen der öffentlichen 
Haushalte und bestimmen durch ihren 
infrastrukturellen Charakter weitgehend 
die Erledigung der Fachaufgaben. 

Die zweite Phase der Modernisierung 
umfasst unter anderem folgende 8 Ein-
zelvorhaben:
• Strategische Neuausrichtung des Ein-

satzes der IT in der Niedersächsischen 
Landesverwaltung, 

• Neuausrichtung der Liegenschafts-, 
Bau- und Gebäudeverwaltung in 
Niedersachsen,

• Optimierung landeseigener Labor-
einrichtungen,

• Neuorganisation der Aus- und Fort-
bildung im öffentlichen Dienst des 
Landes,

• Modellversuch Public-Private-Part-
nership im Justizvollzug,

• Kommunalisierung von Straßenmeis-
tereien des Landes,

• Förderung der interkommunalen Zu-
sammenarbeit in Niedersachsen und

• Optimierung der Servicedienste in 
der Polizei.

Bei den ersten vier Vorhaben und dem 
letztgenanntem geht es darum, die Leis-
tungsfähigkeit der Verwaltung durch ei-
ne Neuorganisation der Querschnittsauf-
gaben zu verbessern und nach Erkennt-
nissen der Wirtschaft leistungsfähiger zu 
gestalten. 

Die Kommunalisierung und die Priva-
tisierung von Straßenmeistereien wird 
derzeitig in Pilotierungen untersucht. Es 
gilt, die kostengünstigste Lösung für die 
öffentliche Verwaltung zu finden. In den 

Minister Uwe Schünemann zu Verwaltungsmodernisierung und Föderalismusreform



NaVKV         1 / 2006 

7

so genannten „Minimeistereien“ wird 
geprüft, inwieweit die Straßenmeiste-
reien mit reduziertem Personal die Auf-
gaben sachgerecht erledigen können. 
In den Pilotierungen zur Kommunalisie-
rung wird untersucht, inwieweit die Be-
treuung von kommunalen, Landes- und 
Bundesstraßen in einer Hand zu Syner-
gien führen und somit zu einer Entlas-
tung des Landeshaushaltes beitragen.

Besondere Bedeutung kommt dem Vor-
haben „Strategische Neuausrichtung 
des Einsatzes der IT in der Niedersäch-
sischen Landesverwaltung“ zu.

In der Landesverwaltung werden jährlich 
rd. 140 Mio. E Sachmittel für den IT-Ein-
satz ausgegeben. Rund 1.350 Personen 
arbeiten im IT-Bereich. Hinzu kommen 
erhebliche weitere Sachkosten bei den 
Ressorts, die durch den IT-Betrieb entste-
hen. Der IT-Einsatz wird bisher weitge-
hend von den Ressorts betrieben. Durch 
leistungsfähigere Datennetze, deutlich 
höhere Übertragungsgeschwindigkeiten 
bei gleich bleibenden Kosten und die 
Weiterentwicklung der IT-Technik wer-
den neue Organisationsmodelle ermög-
licht.

Wir haben in Niedersachsen seit Jah-
resanfang einen „Bevollmächtigten für 
den Einsatz der Informationstechnik“ 
- vergleichbar einem CIO - eingesetzt. 
Und wir haben die bisher dem Zentralen 
IT-Management beim Innenministerium 
eingeräumten Steuerungsmöglichkeiten 
und Ressourcen erweitert, um die not-
wendigen Veränderungen zur Ausschöp-
fung der Potenziale herbeizuführen. 
Durch eine Zentralisierung der Ressour-
cen, eine durchgängige Standardisierung 
von Hard- und Software und leistungs-
fähigere Organisationsmodelle für den 

IT-Einsatz werden die Voraussetzungen 
geschaffen, um erhebliche Potenziale 
in Form von Kostensenkungen bei den 
Sachmitteln und von Reduzierungen bei 
den Personalkosten zu realisieren. 

Wie Sie meinen Ausführungen entneh-
men können, hat Niedersachsen bei der 
Neuordnung von Verwaltungs strukturen 
und -prozessen bereits wichtige Reform-
schritte zurückgelegt.

Ich bin allerdings der Überzeugung, dass 
wir hierbei nicht stehen bleiben dürfen, 
sondern uns darüber hinaus der Aufgabe 
einer Reform des öffentlichen Dienstes, 
und hier insbesondere des öffentlichen 
Dienstrechts, stellen müssen. Denn klar 
ist, dass das eine das andere bedingt. 

Das Dienstrecht hat die Aufgabe, die 
Angehörigen des öffentlichen Diens-
tes darauf vorzubereiten, mit den 
neuen Anforderungen in der Ver-
waltung angemessen umzugehen  
– vor allem durch Steigerung von Quali-
fikation und Leistungsbereitschaft, von 
Flexibilität und auch Mobilität. 
 
Es geht deshalb darum, unter Bewahrung 
der Gemeinwohlorientierung des öffent-
lichen Dienstes und seiner Beamtinnen 
und Beamten die notwendigen Rahmen-
bedingungen zu schaffen, um die öffent-
liche Aufgabenerfüllung noch stärker als 
bisher an den Grundsätzen von Effizienz, 
Wirtschaft lichkeit und Leistungsfähigkeit 
auszurichten und damit zukunftsfähig zu 
gestalten. Dabei ist aber auch klar, dass 
Effizienz und Wirtschaftlichkeit kein al-
leiniger Maßstab öffentlicher Aufgaben-
erfüllung sein kann – Deutschland und 
Niedersachsen sind nicht nach den Maß-
stäben eines Wirtschaftsunternehmens 
zu führen. Die sach- und gemeinwohl-
orientierte Aufgabenerfüllung bleibt 
auch weiterhin das Ziel des öffentlichen 
Dienstes – im Interesse der Bürgerinnen 
und Bürger unseres Landes.

Es stimmt mich außerordentlich hoff-
nungsfroh, dass wir mit den gegenwär-
tigen Bestrebungen zur Reform des Fö-
deralismus die Chance haben, gerade im 
Bereich des öffentlichen Dienstrechts viel 
zu bewegen.

Bislang wurden die Grundlagen des Be-
amtenrechts in den Ländern und Kom-
munen durch den Bund vorgegeben. Die 
Länder waren auf Grund der Rahmen-
kompetenz des Bundes verpflichtet, ihre 
Landesbeamtengesetze an den Vorga-
ben des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
auszurichten. Den Bereich der Besoldung 
und Versorgung hat der Bund bisher im 
Rahmen der ihm zukommenden konkur-
rierenden Gesetzgebungszuständigkeit 
abschließend regeln können. Dies wird 
sich nach den Leitvorstellungen der Fö-
deralismusreform entscheidend ändern. 
Durch Abschaffung der Rahmengesetz-
gebung und Neuordnung des Katalogs 
der konkurrierenden Gesetzgebung wer-
den die Länder in ihrer Organisations- 
und Personalhoheit nachhaltig gestärkt. 

Das Statusrecht der Beamtinnen und 
Beamten wird in die konkurrierende 
Gesetzgebung des Bundes, die Bereiche 
Laufbahnrecht, Besoldung und Versor-
gung in die Zuständigkeit der Länder 
überführt. 

Der auf dieser Grundlage erarbeitete Ge-
setzentwurf zur Änderung des Grundge-
setzes wird heute im Bundestag beraten 
und verabschiedet.

Die Länder werden dann in den Be-
reichen Laufbahn-, Besoldungs- und 
Versorgungsrecht weitgehende Ge-
staltungsfreiheit haben und können 
Reformen unbeeinflusst von bundes-
rechtlichen Vorgaben in dem erforder-
lichen Umfang umsetzen. Dabei werden 
wir in Niedersachsen mit der uns zu-
wachsenden Zuständigkeit sehr verant-
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wortungsbewusst umgehen. Wir wissen 
den Wert und die Kompetenz eines auf 
dem Berufsbeamtentum gründenden öf-
fentlichen Dienstes sehr zu schätzen. Wir 
sind uns auch der Fürsorgeverpflichtung 
gegenüber den Beamtinnen und Beam-
ten sowie allen Angehörigen der Landes-
verwaltung bewusst und werden diese 
bei den weiteren Modernisierungsmaß-
nahmen im Dienstrecht berücksichtigen.

Für mich steht dabei die Modernisierung 
des beamtenrechtlichen Laufbahnrechts 
im Vordergrund, das angesichts der heu-
tigen, komplex gewordenen Berufswirk-
lichkeit zu unbeweglich und überregle-
mentiert ist. Dabei geht es vordringlich 
darum, die gegenwärtig relativ starren 
Laufbahn schranken zu lockern und ins-
gesamt die Kleinteiligkeit des Laufbahn-
rechts zu überwinden. 

Dazu müssen wir zum einen die Durchläs-
sigkeit des Laufbahnsystems in vertikaler 
und horizontaler Richtung erhöhen. Zum 
anderen geht es darum, die Anzahl der 
Laufbahnen zu reduzieren. Nicht nur glei-
che, sondern auch verwandte und niveau-
gleiche Ausbildungs richtungen sollten 
in einer Fachrichtung zusammengefasst 
werden, um die Zahl der erforderlichen 
Laufbahnwechsel zu reduzieren und die 
Mobilität zu erleichtern. Allerdings müs-
sen wir darauf achten, dass dabei der 
Wechsel zu einem anderen Dienstherrn 
weiterhin möglich bleibt. Die Kompa-
tibilität der Laufbahnen innerhalb der 
Bundesrepublik muss erhalten bleiben. 

Wir brauchen darüber hinaus aber auch 
verbesserte Möglichkeiten des Perso-
nalaustausches zwischen öffentlichen Ar-
beitgebern und der Privatwirtschaft. Ins-
besondere bei der Übernahme betriebs-
wirtschaftlicher Steuerungsinstrumente, 
aber auch bei der Implementierung und 
Nutzung moderner Informations- und 
Kommunikationstechnologien sind die 
Erfahrungen der Wirtschaft unverzicht-
bar. 

Zudem zwingt uns die demographische 
Entwicklung im Wettbewerb um quali-
fizierte Nachwuchskräfte, die Möglich-

keiten des Zugangs in den öffentlichen 
Dienst zu erweitern. 

Dieser darf sich zukünftig nicht nur – wie 
sich dies heute als Regelfall darstellt –   
auf die Phase der ersten Berufswahl be-
schränken. Wir müssen unser Dienstrecht 
so ausgestalten, dass wir den öffent-
lichen Dienst auch für praxiserprobte 
Kräfte aus der Wirtschaft öffnen und so 
die Erfahrungen der Privatwirtschaft in 
die öffentliche Aufgabenwahrnehmung 
stärker als bislang einfließen lassen 
können. Der Quereinstieg aus der frei-
en Wirtschaft, muss deshalb erleichtert 
werden. Dies sollte aus meiner Sicht 
flankierend dadurch unterstützt wer-
den, dass die in den unterschiedlichen 
Alterssicherungssystemen erworbenen 
Renten- bzw. Versorgungsansprüche 
– anders als dies gegenwärtig der Fall 
ist – bei einem Wechsel erhalten bleiben 
und in das jeweils andere System „mit-
genommen“ werden können. Durch eine 
solche „Trennung der Systeme“ erwarte 
ich mir eine wesentlich höhere Flexibili-
tät und Durchlässigkeit zwischen Privat-
wirtschaft und öffentlichem Dienst.

Dass wir genau diese Flexibilität drin-
gend brauchen, ist mir erst vor kurzem 
sehr deutlich geworden, nämlich 
bei der Einstellung des bereits vor-
hin erwähnten CIO´s in der Nds. Lan-
desverwaltung – eines klassischen 
Quereinsteigers aus der Wirtschaft.  

Genau diesen Experten haben wir drin-
gend gebraucht, denn er bringt die Er-
fahrung und das Wissen um die heutige 
Leistungsfähigkeit der IT-Technologie 
mit, um diese Erfahrungen konsequent 
– auch unter Kostengesichtspunkten –   
in die Verwaltung zu implementieren. 
Wenn in solchen Fällen künftig die Ein-
stellung leichter möglich wäre, würde  

dies auch die Attraktivität der öffent-
lichen Verwaltung erhöhen.  

Parallel zur Fortentwicklung des Lauf-
bahnrechts werden sich die Länder nun 
auch Gedanken zur Weiterentwicklung 
des Besoldungsrechts machen (müssen). 
Beide Bereiche sind ja eng miteinander 
verknüpft, wenn man etwa an den Auf-
bau der Ämterstruktur oder die Frage 
der Eingangsbesoldung denkt. Insofern 
ist es nach meiner Auffassung folge-
richtig, dass den Ländern nun auch im  
Bereich der Besoldung die volle Gesetz-
gebungskompetenz eingeräumt wird. 
Bisher haben die Länder kaum eigene 
Gestaltungsmöglichkeiten bei den Ge-
haltsbedingungen ihrer Beschäftigten 
gehabt. 

Dies ist um so weniger nachzuvollziehen 
und auch zu akzeptieren, als die Perso-
nalausgaben im Schnitt mehr als 40 Pro-
zent der Länderhaushalte binden. Es ist 
deshalb unabdingbar, dass die Länder 
künftig wieder mehr Möglichkeiten er-
halten, auch besoldungspolitisch Schwer-
punkte zu setzen. Sie sind besser in der 
Lage, die jeweiligen regionalen und 
landesspezifischen Gegebenheiten zu 
beurteilen und in die Ausgestaltung der 
Bezahlung einfließen zu lassen als dies 
etwa der Bund könnte. Bei allem wün-
schenswerten Wettbewerb darf es aber 
nicht zu einem überspitzten Besoldungs-
wettlauf unter den Ländern kommen. 
Die Folge, dass Ungleichheit für die Be-
diensteten entsteht und Länder beson-
ders qualifizierte Beamte untereinander 
abwerben, müssen wir  kritisch im Auge 
behalten. Es muss gewährleistet bleiben, 
dass jedes Bundesland eine faire Chance 
erhält, im Wettbewerb der Länder unter-
einander mitzuhalten. 

Einen Besoldungswettlauf zwischen 
den Ländern dürfen wir auch mit Blick 
auf die demographische Entwicklung 
in Deutschland nicht zulassen. Um auch 
in Zukunft Männer und Frauen mit der 
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notwendigen hohen Qualifikation für 
den Landesdienst zu gewinnen, muss die 
Landesverwaltung attraktive Arbeitsbe-
dingungen anbieten, die sowohl eine 
leistungsgerechte Bezahlung als auch ein 
motivierendes Arbeitsumfeld gewähr-
leisten. Diese Voraussetzungen werden 
wir in Ausfüllung unserer neuen Kompe-
tenzen und unter Berücksichtigung der 
hauhaltswirtschaftlichen Möglichkeiten 
schaffen.    

In der Dienstrechtsreform sind bislang die 
Vorstellungen zum beamtenrechtlichen 
Statusrecht am weitesten gediehen. Die 
Regelung der grundlegenden Inhalte 
von Statusrechten und -pflichten der 
Landes- und Kommunalbeamten werden 
im Interesse einheitlicher Standards der 
Bundeskompetenz zugeordnet. Dies er-
öffnet zugleich weit reichende Spielräu-
me für die Länder in den Bereichen, die 
von dem Begriff der „Statusrechte und 
-pflichten“ nicht erfasst sind. Mit diesem 
Ergebnis ist eine nach meiner Auffassung 
ausgewogene Balance zwischen Einheit 
und Vielfalt gefunden worden. Den 
Ländern werden neue Handlungs- und 
Gestaltungsspielräume eröffnet, ohne 
die – vor allem mit Blick auf die Gewähr-
leistung einer länderübergreifenden 
Mobilität notwendigen – einheitlichen 
Grundstrukturen des Beamtenrechts in 
Frage zu stellen.
 
Allerdings stellt sich der in der Begrün-
dung zur Grundgesetzänderung enthal-
tene Katalog der vom Bund einheitlich 
zu regelnden Statusrechte und -pflichten 
aus meiner Sicht zum Teil noch als un-
scharf und auslegungsbedürftig dar. Er 
bedarf im Zuge des weiteren Verfahrens 
der Präzisierung, um künftige Kompe-

tenzstreitigkeiten zwischen Bund und 
Ländern zu vermeiden. Ebenso wird im 
künftigen „Beamtenstatusgesetz“ des 
Bundes sehr klar und unmissverständlich 
zum Ausdruck kommen müssen, ob der 
Bund in einem bestimmten Bereich ab-
schließende Regelungen getroffen hat 
oder ob den Ländern weiterhin Rege-
lungsmöglichkeiten verbleiben. Ich bin 
sicher, dass diese Fragen in der nächsten 
Zeit im Einvernehmen zwischen Bund 
und Ländern zufrieden stellend geklärt 
werden, so dass das neue Beamten-
recht unmittelbar nach Inkrafttreten der 
Grundgesetzänderung auf den Weg ge-
bracht werden kann.

Durch die Föderalismusreform werden 
aber auch Fachbereiche wie beispiels-
weise die Flurneuordnung in die Landes-
kompetenz übergehen. Mit der Födera-
lismusreform erfolgt eine Entflechtung 
von Zuständigkeiten und damit eine 
Stärkung der Eigenständigkeit von Bund 
und Ländern. Beides wird entlastend auf 
die öffentlichen Haushalte wirken.

 
Die Föderalismusreform bietet nach mei-
ner Auffassung die einzigartige Chance, 
um im öffentlichen Dienst entsprechend 
den Anforderungen unserer Zeit mehr 
Wettbewerb und damit ein deutliches 
Plus an Wirtschaftlichkeit, Effizienz und 
Leistungsfähigkeit zu erreichen. Diese 
Chance sollten wir beherzt ergreifen!

Damit bin ich an das Ende meiner Aus-
führungen gelangt.

Ich denke, ich konnte Ihnen demonstrie-
ren, dass in politisch turbulenten Zeiten 
auch das öffentliche Dienstrecht eine 
außerordentlich spannende und dabei 
politisch umkämpfte Materie ist.

Wenn ich immer wieder von der Not-
wendigkeit der Weiterentwicklung 
des öffentlichen Dienstrechts gespro-
chen habe, dann lassen Sie mich am 
Ende noch einmal betonen, dass ich 

genau weiß, welche Bedeutung ein 
funktionierendes Beamtentum für 
unser Staatswesen in der Vergangen-
heit gehabt hat und heute noch hat.  

In der Zukunft wird die gemeinwohl-
orientierte öffentliche Dienstleistung 
angesichts der zunehmenden Globali-
sierung zu einem noch bedeutenderen 
Standortfaktor für unser Land werden. 
Zu den Kernaufgaben gehört ein gutes 
Bildungssystem genauso wie die Ge-
währleitung der inneren Sicherheit und 
eine geordnete Rechtspflege.  

Wohin Streiks führen, haben wir in den 
letzten Wochen erlebt und erleben es 
heute noch in den kommunalen Kran-
kenhäusern. Nicht die Dienstherren lei-
den in erster Linie darunter, es sind letzt-
lich die Bürgerinnen und Bürger dieses 
Landes! Die besondere Bedeutung des 
Berufsbeamtentums liegt aber nicht dar-
in, dass es für die Dienstherren so viel be-
quemer ist, sondern es ist ein besonderer 
Stabilitätsfaktor für unser Gemeinwesen, 
dem wir die notwendige Fürsorge auch 
in Zukunft zukommen lassen werden. 

Vor diesem Hintergrund werbe ich bei Ih-
nen darum, mit uns gemeinsam den Weg 
einer behutsamen, aber nachhaltigen 
Modernisierung des Berufsbeamten-
tums und der gesamten Verwaltung zu 
gehen. Nach meinen überaus positiven 
Erfahrungen bei der Verwaltungsmoder-
nisierung in Niedersachsen im Hinblick 
auf die Bereitschaft der Beamtinnen und 
Beamten, an der Umsetzung konstruktiv 
mitzuarbeiten, habe ich keine Zweifel, 
dass uns dies gemeinsam gelingen wird.

Was die weitere Entwicklung angeht, 
wird diese entscheidend davon abhän-
gen, ob die Reform des Föderalismus 
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heute (im Bundestag) und am kommen-
den Freitag (im Bundesrat) auch die 
erforderlichen politischen Mehrheiten 
im Rahmen der nötigen Verfassungsän-
derungen erhält. Sollte es hier den er-
strebten Durchbruch geben, so würde 
dies einen wichtigen Meilenstein für die 
Modernisierung des öffentlichen Dienst-
rechts bedeuten. 

Es war mir wichtig, vor diesem Forum 
einmal die Position und Interessenlage 
eines Bundeslandes als wichtigem Träger 
öffentlicher Verwaltung im gegenwär-

tigen Diskussionsprozess deutlich zu ma-
chen. Ich wünsche mir, dass die weitere 
Diskussion in einer Richtung verläuft, die 
der Bedeutung des Themas angemessen 
ist. 

Bezogen auf die technischen Verwal-
tungen bin ich mir sicher, dass sie aus 
der Reform schlanker, aber durchaus 
leistungsfähiger hervorgehen und ih-
ren Teil an der Erhaltung und Optimie-
rung der Infrastruktur eines Landes, des 
Landes  Niedersachsen, und damit zur 
Stärkung des Wirtschaftsstandortes Nie-

dersachsen beitragen werden. Den Be-
amtinnen und Beamten der technischen 
Verwaltungen in Niedersachsen möchte 
ich an dieser Stelle dafür danken, dass 
sie mit ihrem Engagement und ihrem 
Können an der Verwirklichung dieses 
Zieles mitwirken.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.
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Verwaltungsreformen und -reförmchen 
hat es bereits mehrfach in Niedersach-
sen gegeben. Zum 1. Januar 2005 aber 
ist eine Verwaltungsmodernisierung mit 
grundlegenden Veränderungen in Kraft 
getreten, noch durchgreifender als kurz 
nach dem Wahlsieg der CDU/FDP in Nie-
dersachsen im Februar 2003 angekün-
digt:

Die wesentlichen Reformschritte sind:
•	 Der	Staat	zieht	sich	auf	Kernaufga-

ben zurück.
•	 Die	Verwaltung	ist	umgestaltet	von	

„dreistufig“ auf „zweistufig“, d.h. ei-
ne Mittelinstanz (weitgehend) gibt 
es nicht mehr.

•	 Das	Widerspruchsverfahren	ist	abge-
schafft.

•	 Teil-Privatisierungen	 sind	 auf	 den	
Weg gebracht.

•	 Behörden	sind	im	großen	Stil	zusam-
mengelegt worden.

•	 Rund	 6.700	 Stellen	 sollen	 bis	 2009	
landesweit eingespart werden.

Oberstes Ziel ist dabei Kosteneinspa-
rung, vorrangig durch Personalreduzie-
rung, Verschlankung der Verwaltungen 
und Verlagerung von Aufgaben.

Besonders betroffen waren und sind 
neben der Auflösung der vier Bezirks-
regierungen die 24 Vermessungs- und 
Katasterbehörden, die elf Ämter für 
Agrarstruktur sowie die Domänen- und 
Moorverwaltung – hierüber wird im Fol-
genden schwerpunktmäßig berichtet.

So sah es bis 2004 in Niedersachsen aus, 
siehe Abbildung 2.

Verwaltungsaufbau:  
Auflösung der Mittelinstanz

Gab es in Niedersachsen traditionell 
– wie in den meisten deutschen Flächen-
ländern – den dreistufigen Verwaltungs-
aufbau mit Ministerialebene, Mittelins-
tanz und Ortsinstanz, so gibt es seit 
dem 01.01.2005 reformbedingt nur noch 
zwei Ebenen, die Ministerial- und die 
Ortsebene. Die vier Bezirksregierungen 
Braunschweig, Hannover, Lüneburg und 
Oldenburg als Bündelungsbehörde in 
der „Mitte“ (bis 1978 waren es in Nie-
dersachsen noch acht) sind  abgeschafft 
worden, siehe Abbildung 3.

Abbildung 1

Abbildung 2

Kertscher, Verwaltungsmodernisierung 2005 in Niedersachsen

Verwaltungsmodernisierung 2005 in Niedersachsen:

14 GLL vereinen „Kataster/Agrarstruktur/Domäne/Moor”

Von Klaus Kertscher
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Ihre Aufgaben sind verteilt worden 
nach „oben“, zum Innen- bzw. Land-
wirtschaftsministerium, nach „unten“ 
in großen Teilen auf die neu formierte 
Ortsinstanz, zum Teil auf Landesämter 
mit Zentralfunktionen (hier: „Landes-
vermessung und Geobasisinformation 
Niedersachsen, „LGN“, bis 1997 „Landes-
vermessung“ und „Service-Center Land-
entwicklung und Agrarförderung, SLA“) 
und auf die „neu kreierten“ vier Regie-
rungsvertretungen an den Standorten 
der bisherigen Bezirksregierungen. Sie 
sollen Ansprechpartner und Modera-
toren in der Region sein, haben aber  
selbst wenig Entscheidungsbefugnisse, 
so z.B. in der Regional- und Flächennut-
zungsplanung. Bis zu 50 Personen befin-
den sich dort zurzeit.

Widerspruchsverfahren abgeschafft

Einige Aufgaben sind – nach durchge-
führter Aufgabenkritik – abgeschafft 
worden, so z.B. das nach Verwaltungs-

verfahrensrecht bundesweit etablierte 
Widerspruchsverfahren gegen Verwal-
tungsakte. Da Niedersachsen nur für sich 

entscheiden kann, bezieht sich die Ab-
schaffung des Widerspruchsverfahrens 
nur auf Entscheidungen, die auf Landes-
recht beruhen. Markant dabei für den 
Vermessungsbereich: Widersprüche ge-
gen die Vermessung eines Grundstücks 
und Leistungsbescheide gibt es nicht 
mehr – es ist sofort der Weg zum Verwal-
tungsgericht zu wählen. (Anmerkung: 18 
Monate nach diesem Reformschritt hat 
die Zahl diesbezüglicher Klagen beim 
Verwaltungsgericht zugenommen, was 
zu Stellenvermehrungs-Forderungen der 
Justiz führt.).

Behörden-Landschaft neu definiert und 
geordnet

Angetreten war das Verwaltungsreform-
Management in Niedersachsen im Früh-
jahr 2003 u.a. mit dem Ziel, die Bezirksre-
gierungen, also die Mittelinstanz, abzu-

Abbildung 3

Abbildung 4
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schaffen. Im Vermessungswesen sollten 
die dortigen Zuständigkeiten zum Teil 
in die Orts- bzw. in die Ministerialebene 
delegiert werden. Eingerichtete Projekt-
gruppen erarbeiteten Vorschläge, wie 
die Aufgaben und Zuständigkeiten neu 
verteilt werden können – diese sind in 
Heft 4/2003 der „Nachrichten der Nie-
dersächsischen Vermessungs- und Katas-
terverwaltung” abgedruckt. Allerdings 
wurden diese Vorgaben nach 9 Mona-
ten unvorhergesehen verändert und 
erweitert: Vier Verwaltungen, mit „ge-
meinsamem Aufgaben-Nenner“ Liegen-
schaften, sind zusammen zu führen und 
in ihrer Zahl erheblich zu reduzieren.

So wurden am 31.12.2004 insgesamt 121 
Behörden aufgelöst, für den GLL-Bereich 
dabei von Interesse:

– 24 Vermessungs- und Katasterbehör-
den, VKB (mit ihren 53 Katasteräm-
tern),

– 11 Ämter für Agrarstruktur,
– die Domänenverwaltung,
– die Moorverwaltung (in Meppen),
– und die zuständigen Dezernate bei 

den Bezirksregierungen

sind am 01.01.2005 zusammengefasst zu 
14 neuen Behörden, den Behörden für 
Geoinformation, Landentwicklung und 
Liegenschaften, abgekürzt GLL.
Die GLL-Landkarte zeigt seit 2005 fol-
gendes Bild, siehe Abbildung 4.

Die Zahl der Landentwicklungseinheiten 
blieb mit elf unverändert. Bei den VKBs 
wurden bis zu fünf Katasterämter zu-
sammengefasst, wobei sämtliche Katas-
terämter (53) erhalten geblieben sind: 
14 mal an den GLL-Behördensitzen und 
39 mal als Nebenstellen. 

Die Zuständigkeit der Landentwicklung 
(neuer, aktueller und umfassender Be-
griff anstelle von „Agrarstruktur“) deckt 
sich mit den GLL-Grenzen bis auf drei 
Ausnahmen, siehe Abbildung 5:

– die GLL Braunschweig ist landent-
wicklungsmäßig auch zuständig für 
die GLL Wolfsburg,

– die GLL Hannover auch für die GLL 
Hameln und

– die GLL Oldenburg auch für die GLL 
Cloppenburg.

Die Domänen- und Moorverwaltung 
wurde einzelnen GLL zugeordnet:

Die Moorverwaltung mit Sitz in Meppen 
der GLL Meppen, die Domänenverwal-
tung den vier GLL am Sitz der ehema-
ligen Bezirksregierungen, siehe Abbil-
dung 6.

Abbildung 5
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Zwei weitere Besonderheiten sind anzu-
führen:

In Braunschweig, Lüneburg und Olden-
burg sind so genannte „landesweite 
Vorortaufgaben“, die früher von den 
Bezirksregierungen erledigt wurden, 
bei den GLL schwerpunktmäßig als De-
zernat 6 angesiedelt worden. Das „SLA“ 
(Servicezentrum Landentwicklung und 
Agrarförderung) ist der GLL Hannover 
zugeordnet.

Insgesamt sind sehr große GLL-Behörden 
entstanden, zum Teil mit mehr als 300 
Bediensteten (noch!). Die „kleinste“, die 
GLL Osnabrück, ist am 01.01.2005 mit 
150 Bediensteten gestartet; inzwischen 
sind es noch 135. Das Organigramm 
einer GLL hat seit dem 01.01.2005 fol-
gendes Aussehen:

Abbildung 6

Leitungsebenen von 5 über 3 nach 4

Mit Erstellung einer gemeinsamen Ge-
schäftsordnung, „GO GLL“ genannt, 
sind auch die Leitungsebenen neu defi-
niert und bezeichnet worden.
Gab es zu „Katasterzeiten“ bis 1995 
noch fünf Ebenen

– Behördenleiter/in,
– Abteilungsleiter/in,
– Sachgebietsleiter/in,
– Sachbearbeiter/in,
– Mitarbeiter/in,

so waren es zu „VKB-Zeiten“ von 1996 
bis 2004 drei Ebenen, in Einzelfällen 
vier:
– Behördenleiter/in,
– Dezernatsleiter/in,
– (evtl. Teamverantwortlicher),
– Bearbeiter/in.

Abbildung 7
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Seit 2005 spricht man in vier Ebenen 
von

– Behördenleiter/in,
– Dezernatsleiter/in,
– Teamverantwortlicher,
– Produktverantwortlicher.

In der Außenwirkung ist bei Schrift- 
stücken der Unterschriftzusatz „Im Auf-
trage“ abgeschafft worden; jeder unter-
schreibt mit dem Namen „pur“.

Gutachterausschüsse	von	47	auf	14	
reduziert

Seit 1961, also 44 Jahre, war die Zu-
ständigkeit der Gutachterausschüsse 
in Niedersachsen auf Landkreise und 
kreisfreie Städte abgestimmt. Im Zuge 
der „2005er-Verwaltungsreform“ ist ihr 
Zuschnitt den neuen GLLs angepasst 
worden, wodurch die Zahl von 47 auf 14 
sank, siehe Abbildung 8.

Der Obere Gutachterausschuss, zustän-
dig für zentrale Entwicklungen im Lan-
de und Obergutachten, ist unangetastet 
geblieben. Sein Sitz ist nach wie vor in 
Oldenburg, angegliedert an die GLL Ol-
denburg.

Abbau	 von	 6.700	 Stellen	 in	 5	 Jahren	
– Einstellungsstopp

Als schärfste Reformmaßnahme ist zwei-
fellos der geplante Abbau von 6.700 
Stellen in der niedersächsischen Landes-
verwaltung insgesamt anzusehen. Auf 
die Vermessungs- und Katasterverwal-
tung sind 500 (exakt 504) Stellen herun-
ter gebrochen  worden, auf die Landent-
wicklung rd. 175.

Abbildung 8

Da der normale Ruhestand bzw. der vor-
gezogene Altersruhestand dieses hohe 
Einsparziel nicht erbringt und Entlas-
sungen nicht möglich sind bzw. mög-
lichst vermieden werden sollen, hat das 
Land Niedersachsen einen Einstellungs-
stopp bis 2009 erlassen und zusätzlich 
eine Sonderaktion laufen lassen, abge-
kürzt die „109er Regelung“ genannt.

Dabei ist den Beamten/Beamtinnen zu-
nächst ab 55 Jahre, später ab 50 Jahre, 
erlaubt worden, in Anlehnung an den  
§ 109 des Niedersächsischen Beamtenge-
setzes, in den einstweiligen Ruhestand 
zu treten.

Von dieser Aktion, die vom 31.12.2004 
bis zum 31.12.2005 lief, haben allein 
im „Kataster“ 175 beamtete Kräfte Ge-
brauch gemacht, in der „Landentwick-
lung” 47.

Tarifvertragskräften ist ebenfalls ein 
Sonder-Vorruhestand angeboten, das 
Angebot ist aber nahezu unbezahlbar 
und folglich unannehmbar, weil jedem 
Interessenten an die Rentenversiche-
rungsträger von Ausgleichszahlung in 
Höhe von zig-Tausend Euro zu zahlen 
sind, die obendrein steuer- und sozial-
versicherungspflichtig sind. Deshalb hat 
von diesem Angebot bisher kein Ange-
stellter und kein Arbeiter Gebrauch ge-
macht.
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Jobbörse

     
Aber auch mit diesen Vorruhestands-
Sonderregelungen werden die Einspar-
ziele vielfach nicht erreicht. Deshalb hat 
die Landesverwaltung eine interne Ar-
beitsvermittlung eingerichtet, Jobbörse 
genannt. In dieser Jobbörse werden al-
le Bediensteten geführt, deren Stellen 
künftig wegfallen sollen, kurz „Stellen 
mit  kw-Vermerk“ genannt, und zu be-
setzende Arbeitsstellen.

Die „kw-Vermerke“ sind unter Berück-
sichtigung von Sozialpunkten und mit 
Beteiligung der Personalvertretung, der 
Frauenbeauftragten und der Schwer-
behindertenvertretung ausgesprochen 
worden.

Für sie werden landesweit Stellen, sofern 
überhaupt noch vorhanden oder besetz-
bar, angeboten; zwei Stunden 15 Minu-
ten gelten dabei seit dem 01.01.2005 
für die Hin- und Rückfahrt von Wohn- 
und Arbeitsort zusammen als zumutbar. 
Selbst Entlassungen bei Tarifpersonal 
sind, wenn z.B. auch das dritte Angebot 
abgelehnt worden ist, nicht mehr aus-
geschlossen.

Aber bisher hat es das – betriebsbedingte 
Kündigungen genannt – nicht gegeben, 
desgleichen nicht Versetzungen gegen 
den Willen des Bediensteten über den 
Behördenbereich hinaus.

Verlagerung  von Liegenschaftsvermes-
sungen auf ÖbVI

Der Reformmaxime folgend „so wenig 
Staat wie möglich“ entschied das Kabi-
nett, Grundstücks- und Gebäudevermes-
sungen, die im Landesschnitt zurzeit zu 
je 50 % von Katasterämtern und öffent-
lich bestellten Vermessungsingenieuren 
(ÖbVI) bestritten werden, innerhalb von 
fünf Jahren um weitere 25 % auf ÖbVI 
zu verlagern, so dass dann die Verwal-
tung lediglich 25 % der Aufträge aus-
führen wird, die ÖbVI 75 %.

Das Land geht diesen Aufgabenverlage-
rungsschritt (Teilprivatisierung), obwohl 
die Kosten-Leistungs-Rechnung, die die 
Katasterämter seit 10 Jahren exakt wie 
in der freien Wirtschaft praktizieren, 
zeigt, dass diese Vermessungen mindes-
tens kostendeckend ausgeführt werden 
und dem Land mehr Einnahmen bringen 
als die „all in – Personalkosten“ für die 
für Liegenschaftsvermessungen tätigen 
Bediensteten. 
Die hoch engagierten Außendienstler 
der Katasterämter sind über diese Ent-
scheidung sehr enttäuscht. Verständlich 
und nachvollziehbar ist diese Entschei-
dung aber aus der Sicht des Kostenrisi-
kos, das der Staat trägt, wenn Vermes-
sungsaufträge ausbleiben, das Personal 
aber weiter zu bezahlen ist.

Die ÖbVI begrüßen diese Teilprivatisie-
rung sehr, haben aber bereits erkannt, 
dass das Auftragsvolumen bei Vermes-
sungen insgesamt zurückgegangen ist 
und der technische Fortschritt (GPS, GIS 
usw.) Arbeitsplätze vernichtet, so dass 
sich der Arbeitszuwachs in Grenzen 
hält.

Anmerkung: Die Kostenordnung für Ka-
tasterämter und ÖbVI ist identisch, so 
dass fairer Wettbewerb herrscht.

Agrarförderung jetzt durch Landwirt-
schaftskammer

Die Ämter für Agrarstruktur haben im 
Rahmen der Verwaltungsreform die 
„Agrarförderung“ an die Landwirt-
schaftskammer abgegeben und damit 

rund ein Drittel des Personals. Die Per-
sonal-Einsparvorgabe ist aber höher als 
sie mit normalen und „109“-Abgängen 
möglich ist; deshalb sind „kw-Vermerke“ 
ausgesprochen, die das Tarifpersonal 
verunsichern.

Fazit	nach	1	½	Jahren

Die vier unter dem Dach „GLL“ zusam-
mengeführten Verwaltungen erfüllen 
ihren Auftrag nach wie vor bei nahezu 
unverändertem Aufgabenumfang und 
deutlich weniger Personal. Zum Teil ist 
eine deutliche Arbeitsverdichtung mit 
freiwilliger Mehrarbeit eingetreten,  
zum Teil sind die Einsparungen durch 
technische Innovationen ermöglicht 
worden. 

Synergien, also Einsparungen durch 
Zusammenwirken, zeigen sich bei der 
Querschnittaufgabe (Personal, Haus-
halt, Ausbildung, Controlling, …). 

Während heute die GLLs zwei Dienst-
herren, den MI und den ML, haben, 
würde die Zuordnung der GLL zu einem 
Ministerium zu wesentlichen Vereinfa-
chungen führen. 

Die Bürger, die Kunden und die Region 
erhalten unverändert die gewohnt gu-
ten Leistungen und die Bediensteten der 
14 GLL arbeiten – nach einer Verunsiche-
rungsphase – wieder mit vollem Enga-
gement zum Wohle von Niedersachsen.
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Zielsetzung der Verwaltungsmoderni-
sierung für die VKV

Die im Februar 2003 gewählte Nieder-
sächsische Landesregierung hat unmit-
telbar nach Aufnahme der Regierungs-
geschäfte die Verwaltungsmodernisie-
rung in Angriff genommen. Zu den in 
der ersten Stufe der Verwaltungsmoder-
nisierung von der Landesregierung defi-
nierten Zielen zählt die Neuordnung der 
Aufgabenverteilung zwischen Staat und 
Gesellschaft. Der von der Landesregie-
rung eigens für die Verwaltungsmoder-
nisierung eingesetzte und dem Ministe-
rium für Inneres und Sport zugeordnete 
Staatssekretär hat bereits im Mai 2003 
mit der VKV einen Projektauftrag zur 
„Reform der Vermessungs- und Katas-
terverwaltung“ vereinbart.  

Nach den Vorstellungen der Politik ist die 
VKV in noch stärkerem Maße zu einer 
Gewährleistungsverwaltung mit struk-
turpolitisch notwendigen und rechtlich 
unabdingbaren Aufgaben zu entwi-
ckeln. Projektgruppen sind beauftragt 
worden, eine umfassende Aufgabenkri-
tik durchzuführen und Reformvorschlä-
ge zu erarbeiten. Als Orientierungsgrö-
ße war dabei eine Personaleinsparung 
von 500 Stellen gesetzt. Weitere Ziel- 
vorgabe war die Begrenzung des Anteils 
der VKV an Liegenschaftsvermessungen 
auf 25 %.

Der abschließende Projektbericht der 
VKV vom 12.12.2003 (s. Nachrichten 
VKV 4/2003) zeigte, dass die Ziele der 
Landesregierung erreicht werden kön-
nen. Das Ergebnis ist allerdings von 
weiteren übergreifenden Vorgaben zur 

Verwaltungsmodernisierung überlagert 
worden. Dazu gehören der zweistufige 
Verwaltungsaufbau nach Abschaffung 
der Bezirksregierungen zum 31.12.2004 
sowie die Zusammenführung der VKV 
mit Teilen der Agrarstrukturverwaltung 
sowie der Domänen- und der Staatlichen 
Moorverwaltung zum 01.01.2005.

Im Folgenden wird ausschließlich auf 
die weitere Behandlung der im Projekt-
bericht beschriebenen Verlagerung von 
Liegenschaftsvermessungen auf Öffent-
lich bestellte Vermessungsingenieure/in-
nen (ÖbVI) eingegangen.

Der Marktanteil der VKV an der Ausfüh-
rung von Liegenschaftsvermessungen 
durch die VKV ist bis	Ende	2009 schritt-
weise auf ca. 25 % zu begrenzen. Dazu 
sind  Liegenschaftsvermessungen zuneh-
mend ohne wirtschaftliche Nachteile 
für das Land (kostenneutral) auf ÖbVI 
zu verlagern. Der Marktanteil der VKV 
gilt für das Land; die Behörden für Geo-
information, Landentwicklung und Lie-
genschaften (GLL) werden summarisch 
betrachtet.

Die sich aus der Aufgabenverlagerung 
ergebende personelle Einsparauflage ist 
im Bericht zum Projektauftrag „Reform 
der Vermessungs- und Katasterverwal-
tung“ vom 12.12.2003 mit 195 Stellen 
(VZE) beziffert worden.

Die neue Zielsetzung der Landesregie-
rung bedeutet für die VKV, die bisherige 
marktorientierte Sicht- und Handlungs-
weise um eine Komponente „Aufgaben-
verlagerung“ zu ergänzen; ein Spagat, 
den es zu lösen gilt, ohne die Kunden-
orientierung zu vernachlässigen.

Grundsätze der Verlagerung von Lie-
genschaftsvermessungen auf ÖbVI

Gegenstand der im Projektbericht be-
schriebenen Verlagerung sind Liegen-
schaftsvermessungen „im Auftrage 
Dritter“. Liegenschaftsvermessungen, 
die von Amts wegen durchgeführt wer-
den, können keinem Dritten zur Last 
gelegt werden und stehen somit für 
eine Verlagerung nicht zur Verfügung. 
Vermessungen der VKV in Flurbereini-
gungsverfahren für die Niedersächsische 
Verwaltung für Landentwicklung (NVL) 
zählen zu den Synergieeffekten der Ver-
waltungsmodernisierung.

Die Marktanteile der Liegenschaftsver-
messungen im Auftrage Dritter beliefen 
sich für die VKV und die ÖbVI in den 
vergangenen Jahren landesweit kons-
tant auf jeweils rd. 50 % (Datenbasis 
2003/2004). Allerdings unterscheiden 
sich die Marktanteile in den einzelnen 
Produkten sehr und schwanken von GLL 
zu GLL stark.

Die VKV hat bezogen auf den Produkt-
bereich „Gebäudevermessungen“ einen 
Marktanteil von gut 70 % (Zählein-
heit: Aufträge) und bezogen auf den 
Produktbereich „Liegenschaftsvermes-
sungen ohne Gebäude“ (Zerlegungsver-
messungen, Sonderungen, Grenzfest-

Verwaltungsmodernisierung

Verlagerung von Liegenschaftsvermessungen auf ÖbVI

Von Siegmar Liebig
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stellungen, langgestreckte Anlagen) von 
knapp 40 % (Zähleinheit: Grenzpunkte). 
Die Angaben beziehen sich jeweils auf 
die Datenbasis 2003/2004. Die Entwick-
lung der  Marktanteile der VKV seit 2002 
ist in der unten stehenden Tabelle auf-
geführt.

Der Marktanteil an Gebäudevermes-
sungen schwankt in den einzelnen GLL 
zwischen 55 % und 90 % (Datenbasis 
2005). Im Produktbereich Liegenschafts-
vermessungen ohne Gebäudevermes-
sungen hatten die GLL im Jahr 2005 fol-
gende Marktanteile inne:

•	 3	GLL	weniger	als	25	%
•	 7	GLL	zwischen	25	%	und	50	%
•	 4	GLL	mehr	als	50	%

Für die Aufgabenverlagerung wird im 
Folgenden zwischen den Produktbe-
reichen „Liegenschaftsvermessungen 
ohne Gebäude“ und „Gebäudevermes-
sungen“ unterschieden. Parallel zur Ver-
lagerung von Marktleistungen werden 
die Einnahmeansätze der VKV im Haus-
halt in entsprechender Höhe reduziert. 
Den ÖbVI steht somit ein Marktpoten-
zial in entsprechender Höhe zur Verfü-
gung. Die sich aus dem Haushaltsplan 
ergebenden SOLL-Einnahmen pro Jahr 
sind von den GLL zu erreichen. 

Produktbereich 2002 2003 2004 2005

Marktanteil der VKV an  
Liegenschaftsvermessungen ohne 
Gebäude in %

*) 45 % 39	% 37	%

Marktanteil der VKV an  
Gebäudevermessungen in % 70	% 73	% 73	% 68	%

Tabelle: Marktanteile der VKV 2002 bis 2005 – produktbereichsbezogen aufgeschlüsselt

*) Auswertung in Einheit Grenzpunkte liegt nicht durchgängig vor, da langgestreckte Anlagen in Einheit km geführt 
worden sind

Maßnahmen zur Aufgabenverlagerung 

Die Marktanteile werden getrennt für 
die Produktbereiche „Liegenschaftsver-
messungen ohne Gebäude“ und „Ge-
bäudevermessungen“ über Zielverein-
barungen gesteuert. In den mit den GLL 
abzuschließenden Zielvereinbarungen 
erfolgt u. a. eine Festschreibung der für 
die Produktbereiche „Liegenschaftsver-
messungen ohne Gebäude“ und „Ge-
bäudevermessungen“ einzusetzenden 
Personalkapazitäten, die von den GLL 
nicht überschritten werden dürfen. Die 
Zielvereinbarungen werden jährlich auf 
der Grundlage möglichst aktueller Jahr-
gangsdaten fortgeschrieben. 

Zur Verlagerung von Gebäudevermes-
sungen auf ÖbVI ist das „Amtsverfahren 
zur Aktualisierung des Gebäudenach-
weises“ als nach außen gerichtete 
Maßnahme im Februar 2006 umgestellt 
worden. Ziel ist es, dass Eigentümer ver-
stärkt Gebäudevermessungsaufträge 
direkt bei ÖbVI in Auftrag geben. Das 
Anschreiben des Amtsverfahrens ist mo-
difiziert worden. Eine Liste mit Adressen 
der amtlichen Vermessungsstellen wird 
dem Anschreiben beigefügt. Die Ver-
messungsstellen werden abhängig von 
der Entfernung des zu vermessenden 
Gebäudes sortiert aufgelistet; die Liste 
umfasst fünf ÖbVI-Büros/Bürogemein-
schaften und die das Amtsverfahren 
betreibende GLL. Eine Ausnahme bilden 
Orte, an denen mehr als vier ÖbVI-Bü-
ros/Bürogemeinschaften ihren Sitz ha-
ben, das trifft zz. lediglich auf Hannover 
zu. Auf einem beigefügten, neutralen 

Auftragsvordruck kann die Gebäude-
vermessung direkt in Auftrag gegeben 
werden. Die Liste der amtlichen Ver-
messungsstellen enthält einen Hinweis 
auf die Adressen der übrigen ÖbVI. Das 
geänderte Verfahren ist verbindlich ein-
geführt worden.

Für den Produktbereich „Liegenschafts-
vermessungen ohne Gebäude“ erfolgt 
die Steuerung der Marktanteile aus-
schließlich über Vorgaben der Zielver-
einbarungen. Eine wachsende Markt-
präsenz der ÖbVI wird eine Selbstregu-
lierung des Marktes anstoßen und so 
zu einer Verlagerung der Marktanteile 
beitragen.

Die Aufgabenverlagerung soll auch bei 
der Anfertigung von Lageplänen für 
Bauvorhaben unterstützt werden. Die 
GLL fügen den von ihnen erstellten La-
geplänen ein Merkblatt mit Hinweisen 
zur Gebäudevermessungspflicht sowie 
eine Liste mit Adressen der amtlichen 
Vermessungsstellen  (ÖbVI und GLL; Lis-
te wie bei Gebäudevermessungen) bei.

Im von der VKV herausgegebenen Pro-
duktkatalog wird darauf hingewiesen, 
dass ÖbVI und GLL gleichermaßen Lie-
genschaftsvermessungen erbringen.

Umsetzung der Maßnahmen zur Aufga-
benverlagerung

Das Konzept der VKV zur Verlagerung 
von Liegenschaftsvermessungen auf  
ÖbVI  ist in Dienstbesprechungen unter 
Einbeziehung der GLL vorbereitet wor-
den. Es folgten Dienstbesprechungen 
mit den Führungskräften der VKV so-
wie parallel dazu Erörterungen mit dem 
Bund der Öffentlich bestellten Vermes-
sungsingenieure e.V. (BDVI).

Liebig, Verlagerung von Liegenschaftsvermessungen auf ÖbVI
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Abb.: Amtsverfahren zur Aktualisierung des Gebäudenachweises

Die Steuerung der Aufgabenverlagerung 
erfolgt über die jährlich mit den GLL ab-
zuschließenden Zielvereinbarungen ge-
trennt für die Produktbereiche „Liegen-
schaftsvermessungen ohne Gebäude“ 
und „Gebäudevermessungen“. Aus den 
Leistungsmengen und den Stückerlösen 
werden die zu verlagernden Einnahmen 
und somit das Einnahme-Soll der GLL 
abgeleitet. Das um die Aufgabenverla-
gerung reduzierte Einnahme-Soll des 
Landes entspricht dem auf ÖbVI zu ver-
lagerndem Marktpotenzial.

Maßstab zur Beurteilung der Marktan-
teile sind die Leistungsmengen. Mit den 
Automatisierten Geschäftsnachweisen 
(AGN) werden Geschäftsprozesse der 
VKV unterstützt und abgewickelt. In 
AGN erfolgt die mengenmäßige Erfas-
sung der Produkte. Liegenschaftsver-
messungen werden in der Einheit Grenz-
punkte und Gebäudevermessungen nach 
der Anzahl der Aufträge bemessen. Die 
Zählweise der Leistungsmengen korres-
pondiert mit der Abrechnung nach der 
Kostenordnung für das amtliche Ver-
messungswesen (KOVerm). 

Über die Kosten-/Leistungsrechnung 
der VKV (KOLEIKAT) erfolgt die verursa-
chungsgerechte Zuordnung von Kosten 
und Erlösen auf die Leistungen. Aus den 
Leistungsmengen und den Stückerlösen 
wird die sich aus der Aufgabenverlage-
rung ergebende jährliche Reduzierung 
des Einnahme-Solls berechnet und auf 
die GLL bezogen.

Die Aufgabenverlagerung erfolgt pro-
duktbereichsbezogen. Sofern der Markt-
anteil einer GLL sich auf weniger als  
25 % beläuft, wird in den Zielvereinba-
rungen keine Veränderung der Markt-
anteile vorgenommen. Die Grundsätze 
der Reduzierung sind auf die einzelnen 
Katasterämter / Dezernate 5 zu übertra-
gen. 

Durch Controlling wird sichergestellt, 
dass die in den Zielvereinbarungen fest-
gelegten Marktanteile und somit die 
vorgesehenen Reduzierungen (VKV-An-
teil in 2009: 25 %) erreicht werden.
 
Die Reduktion der Marktanteile erfolgt 
in 2006 schwerpunktmäßig im Produkt-
bereich Gebäudevermessungen. Das 
gesamte Volumen der durch die VKV 
ausgeführten Gebäudevermessungen 
belief sich in 2005 auf rd. 41.000 Auf-
träge. In 2006 soll über das geänderte 
Amtsverfahren zur Aktualisierung des 
Gebäudenachweises ein Volumen von 
mehr als 5.000 Aufträgen (rd. 12 %) 
verlagert werden. Das entspricht einer 
Reduzierung der Marktanteile der VKV 
um 8,6 %. 

Abb.: Ziel der Aufgabenverlagerung – Zielerreichung Ende 2009

Plan	2009

Liebig, Verlagerung von Liegenschaftsvermessungen auf ÖbVI
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Der Kundenberatung kommt eine be-
sondere Bedeutung zu. Die Kunden- und 
Bürgernähe hat in der VKV einen sehr 
hohen Stellenwert inne. Der Kunden-
service der GLL soll wie bisher weiterhin 
auf hohem Niveau erfolgen. Daher ist 
eine besondere Sensibilität in der Kun-
denberatung gefordert.

Die Verlagerungen von Liegenschafts-
vermessungen auf Öffentlich bestellte 
Vermessungsingenieure (ÖbVI) umfasst 
für das Jahr 2006 ein Haushaltsvolumen 
von 1,6 Mio. F. Um diesen Betrag ist 
das Einnahmevolumen des Landes für 
das Jahr 2006 gegenüber 2005 redu-
ziert worden. Dementsprechend steht 
für die ÖbVI ein Marktpotenzial von 
zusätzlichen 1,6 Mio. F zur Verfügung. 
Die Ansätze gelten für eine gleich blei-
bende konjunkturelle Situation. Für das 
Jahr 2007 wurde der Haushaltsansatz 
um weitere 3,0 Mio. F reduziert, dies 
bedeutet eine theoretische Erhöhung 
des Einnahmepotenzials für ÖbVI um 
4,6 Mio. F gegenüber 2005.

Fazit

Durch die Verlagerung von Liegen-
schaftsvermessungen erhält die VKV in 
Niedersachsen eine neue Ausrichtung. 
Zur Umsetzung dieser politisch ge-
wünschten neuen Zielsetzung hat das 
zuständige Ministerium konkrete Maß-
nahmen eingeleitet. Die marktorien-
tierte Sicht- und Handlungsweise ist um 
die Komponente Aufgabenverlagerung 
ergänzt worden, ohne die Kundenorien-
tierung zu vernachlässigen.

Der erste Trend zeigt, dass die Maßnah-
men zur Aufgabenverlagerung Wirkung 
zeigen. Das trifft insbesondere auf das 
geänderte Amtsverfahren zur Aktuali-
sierung des Gebäudenachweises zu. Die 
Auflistung möglicher amtlicher Vermes-
sungsstellen sortiert nach der Entfer-
nung des zu vermessenden Gebäudes 
zeigt, dass die Auftraggeber eine den 
Verwaltungsaufwand senkende Auf-
tragserteilung bevorzugen. Die Abrech-
nung erfolgt - wie im Amtsverfahren 
verdeutlicht wird - nach pauschalierten 
Gebühren.

Die Landesregierung ist regelmäßig über 
das Konzept der VKV zur Verlagerung 
von Liegenschaftsvermessungen auf  
ÖbVI zu unterrichten. Der Zielerreichung 
kommt daher erhebliches politisches 
Gewicht zu. Nach den Erhebungen zum 
31.08.2006 werden die in den Zielverein-
barungen für 2006 vorgesehenen Redu-
zierungen der Marktanteile erreicht.

Liebig, Verlagerung von Liegenschaftsvermessungen auf ÖbVI
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Der Obere Gutachterausschuss für 
Grundstückswerte hat zu Beginn 

des Jahres den Landesgrundstücksmarkt- 
bericht vorgelegt. Er gibt einen Über-
blick über den Grundstücksmarkt in 
Niedersachsen im Jahr 2005 und ist das 
Ergebnis der Auswertung sämtlicher no-
tariell beglaubigter Grundstückskauf-
verträge durch die Gutachterausschüsse 
für Grundstückswerte. Es werden neben 
Umsatzzahlen des Berichtsjahres die Um-
satzentwicklung in den letzen 5 Jahren, 
das Preisniveau und die Preisentwicklung 
nach Grundstücksarten beschrieben.

Aufgabe des Grundstücksmarktberichtes 
ist es, die Umsatz- und Preisentwicklung 
in ihren regional unterschiedlichen Aus-
prägungen darzustellen und über das 
Preisniveau zu informieren. 

Der Grundstücksmarktbericht dient der 
allgemeinen Markttransparenz. Er ba-
siert auf den Daten und Auswertungen 
der Kaufpreissammlung durch die ört-
lichen Gutachterausschüsse für Grund-
stückswerte und ist als Ergänzung zu 
deren Marktberichten ausgelegt. Somit 
stellt er den Grundstücksmarkt in ganz 
Niedersachsen in stark generalisierter 
Form dar. Teilweise werden auch bei-
spielhaft Auswertungsergebnisse ein-
zelner Gutachterausschüsse wiederge-
geben. Darüber hinaus werden die von 

Von Reinhard Krumbholz,
Peter Ache

den örtlichen Gutachterausschüssen 
ermittelten und in ihren Marktberich-
ten veröffentlichten, für die Ermittlung 
von Verkehrswerten (Marktwerten) für 
bebaute und unbebaute Grundstücke 
erforderlichen Daten zusammengefasst 
dargestellt.

Die aktuellen Immobilienmarktinforma-
tionen und auch die Bodenrichtwerte 
werden darüber hinaus im Internet un-
ter

www.gag.niedersachsen.de

bereit gestellt.

Zusammengefasst stellt sich der Grund-
stücksmarkt des vergangenen Jahres in 
Niedersachsen wie folgt dar:

Der Immobilienmarkt in Niedersachsen 
stagniert in 2005 – der Preisverfall der 
Vorjahre ist gestoppt.

Insgesamt nahm die Anzahl der regis-
trierten Kaufverträge nur geringfügig 
um -1 % (Vorjahr: -11 %) ab. In 2005 
wechselten durch ca. 90.000 Verträ-
ge 406 km² Grundstücksfläche für 10,7 
Milliarden Euro den Eigentümer. Der 
Geldumsatz ist gegenüber dem Vorjahr 
insgesamt um +5 % gestiegen. Dabei 
wiesen die Teilmärkte Wohnbauland  
(-10 %), bebaute  Grundstücke (+8 %) 
und Wohnungseigentum (+6 %) unter-
schiedliche Entwicklungen auf. Beim 
gewerblichen Bauland (-19 %) ist ein 
besonders starker Rückgang und bei 
land- und forstwirtschaftlichen Flächen 
(+14 %) ein Anstieg zu verzeichnen.

Die durchschnittliche Preisentwicklung 
für Bauland des individuellen Woh-
nungsbaus bewegte sich, abhängig von 
dem vorhandenen Angebot und der 
Nachfrage, zwischen  -23 % in den Ge-
meinden des Landkreises Uelzen bis +9 %  
im Altkreis Wittlage im Landkreis Osna-
brück. Bauland mittlerer Lage kostet 
einschließlich der Erschließungsbeiträge 
in Niedersachsen zwischen 14 G/m² in 
Randlagen des Landkreises Lüchow-Dan-
nenberg und 350 G/m² in der Landes-
hauptstadt Hannover. Der durchschnitt-
liche Preis ist leicht gestiegen und liegt 
bei  87 G/m² (Vorjahr: 83 B/m²).

Der Immobilienmarkt 2005 in Niedersachsen

Krumbholz, Ache, Der Immobilienmarkt 2005 in Niedersachsen
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Bei den bebauten Wohngrundstücken 
hat der Umsatz im Jahr 2005 um +3 % 
zugenommen. Der Niedersächsische 
Immobilienindex (NIDEX) für Einfamili-
enhäuser zeigt, dass die Preise für Neu-
bauten weiter gestiegen sind. Durch-
schnittlich wurden für freistehende 
Einfamilienhäuser zwischen 88.000 G 
im Landkreis Lüchow-Dannenberg und 
267.000 G in der Stadt Göttingen ge-
zahlt. Im Landesdurchschnitt wurden für 
ein Einfamilienhaus 143.000 G (Vorjahr: 
144.000 G), für ein Zweifamilienhaus 
151.000 G (Vorjahr: 154.000 G) und 
für Reihenhäuser/Doppelhaushälften 
137.000 G (Vorjahr: 138.000 G) bezahlt.

Die Umsätze bei Eigentumswohnungen 
konnten sich im Vergleich zum Vorjahr 
erholen und stiegen um  +6 % (Vorjahr:  
-10 %). Der Niedersächsische Immobilien-
index (NIDEX) für Eigentumswohnungen 
ergab, dass die Preise für Neubauten 
stagnierten, während für ältere Woh-
nungen ein weiterer Preisrückgang er-
folgte. Neue Eigentumswohnungen kos-
teten je m² Wohnfläche zwischen 1.130 G  
in der Stadt Salzgitter und 2.920 G  
im Landkreis Goslar.

Bei den landwirtschaftlichen Flächen ist 
die Preisentwicklung regional sehr un-
terschiedlich verlaufen; überwiegend 
zeigt sich eine fallende Tendenz. Der 
durchschnittliche Preis für Ackerflächen 
mit 1,47 B/m² ist ge genüber dem Vor-
jahr (1,56 B/m²) um -6 % gefallen. Der 
durchschnittliche Quadratmeterpreis  
für Grünlandflächen ist mit 0,83 B/m² 
gegenüber dem Vorjahr (0,83 B /m²) 
gleich geblieben.

Gesamtentwicklung der Vertragszahlen

Im Jahr 2005 wechselten durch ca. 90.000 
Verträge 406 km² Grundstücksfläche die 
Eigentümer. Der Grund stücksmarkt ist 
nach einem Rückgang von -11 % im Jahr 
2004 im Jahr 2005 eher als stagnie rend 
zu bezeichnen.

Der Großteil der Verträge bezog sich 
bei den Verkäufen auf bebaute Grund- 
stücke (43 %) gefolgt von den unbe-
bauten Bauflächen (23 %) und dem ver-
äußerten Wohnungs- und Teileigentum  
(21 %). Die Flächenverkäufe im Bereich der 
Land- und Forstwirtschaft machten 10 %  
aller Verkäufe aus.
Die nachfolgende Grafik bietet einen 
Überblick zur Anzahl und Verteilung der 
abgeschlossenen Kaufverträge.

Krumbholz, Ache, Der Immobilienmarkt 2005 in Niedersachsen
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Preise für Wohnbauland (individueller 
Wohnungsbau)

Auch die Preise verhielten sich im ver-
gangenen Jahr weitgehend auf gleich 
bleibendem Niveau. 

Die nachfolgende Grafik zeigt die Kauf-
preisklassen für erschließungsbeitrags-
freie Wohnbauflächen, in denen der 
größte Umsatz stattgefunden hat. 

Preisentwicklung bei Ein- und Zwei-
familienhäusern, Reihenhäusern und 
Doppelhaushälften

Entsprechend der Struktur des Landes 
Niedersachsen ist außerhalb der grö-

ßeren Städte das frei stehende, eigen 
genutzte Einfamilienwohnhaus die Ge-
bäudeart, die den Grundstücksmarkt 
maßgeblich bestimmt. 

In den größeren Städten hingegen, wie 
z. B. in Hanno ver, werden vermehrt auch 
Reihenhäuser und Dop pelhaushälften 
veräußert.
In Niedersachsen ist die Anzahl der Ver-
träge von Ein- und Zweifamilienhäu-
sern im Be richtsjahr um +3 % gestiegen 
(2004: -10 %). Beim Geldum satz lag der 
Gesamtbetrag ge rundet um +3 % über 
dem Vorjahreswert.
 
Damit ist eine leichte Markterholung 
im Jahr 2005 festzustellen, wobei die 
Durchschnittspreise nahezu konstant 
geblieben sind.

Krumbholz, Ache, Der Immobilienmarkt 2005 in Niedersachsen
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Der Niedersächsische Immobilienindex 
(NIDEX) für Einfamilienhäuser zeigt, 
dass die Preise für Neubauten weiter 
gestiegen sind. Der Index bezieht sich 
auf ein freistehendes, durchschnittliches 
Einfamilienwohnhaus mit 130 m² Wohn-
fläche auf einem Grundstück von 700 m² 
zum Bodenwert von 72 B/m². 

Die Preise für 10 und 20 Jahre alte Ge-
bäude haben im Berichtsjahr eine Trend-
umkehr erfah ren und sind leicht ange-
stiegen.

Krumbholz, Ache, Der Immobilienmarkt 2005 in Niedersachsen



NaVKV         1 / 2006 

25

 
Durchschnittlich wurden für freistehen-
de Einfamilien häuser zwischen 88.000 G 
im Landkreis Lüchow-Dannenberg und 
267.000 G in der Stadt Göttingen ge-
zahlt. Im Landesdurchschnitt wurde für 
ein Einfamilienhaus 143.000 G (Vorjahr: 

Was kostet ein Einfamilienhaus in Niedersachsen?

144.000 G), für ein Zweifamilienhaus 
151.000 G (Vorjahr: 154.000 G) und 
für Reihen häuser/Doppelhaushälften 
137.000 G (Vorjahr: 138.000 G) bezahlt.

Krumbholz, Ache, Der Immobilienmarkt 2005 in Niedersachsen
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Die Umsätze an Verträgen für Eigen-
tumswohnungen konnten sich nach 
einem Rückgang in 2004 erholen und 
stiegen im Jahr 2005 um +6 %. 

Die Preisentwicklung für eine durch-
schnittliche Eigentumswohnung von  
70 m² Wohnfläche in ei ner Wohnlage 
mit einem Bodenrichtwert von 100 B/m²  
zeigt für Neubauten in 2005 eine Sta-
gnation.

Neue Eigentumswohnungen kosteten je 
m² Wohnfläche zwischen 1.130 G in der 
Stadt Salzgitter und 2.920 G im Land-
kreis Goslar.

Bei den 20 Jahre und älteren Woh-
nungen konnte der weitere Preisrück-
gang auch in 2005 nicht aufgehalten 
werden. Die Durchschnittspreise 
sanken wiederum um 2 %.

Krumbholz, Ache, Der Immobilienmarkt 2005 in Niedersachsen
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Zum Wintersemester 2005/2006 
hat die Fachrichtung Geodäsie und 

Geoinformatik als erste Universität in 
Deutschland einen völlig eigenständigen 
Bachelor- und Masterstudiengang in Geo- 
däsie und Geoinformatik eingeführt, 
der den bisherigen Diplomstudiengang 
ersetzt. Der konsekutiv ausgerichtete 
Studiengang (6 Semester Bachelorstu-
dium und 4 Semester Masterstudium) 
führt das hohe Niveau der bereits im 
Jahre 2003 reformierten Diplomingeni- 
eursausbildung fort und setzt gleich-
zeitig die formellen Forderungen nach 
international vergleichbarer und kom-
patibler Studiengänge durch die Einfüh-
rung eines zweistufigen Studiensystems, 
der Modularisierung und von studienbe-
gleitenden Prüfungen sowie der Verga-
be von Leistungspunkten (LP) nach dem 
European Credit Transfer System (ECTS) 
und eines Diploma Supplements um. 

Das Curriculum des sechssemestrigen 
Bachelorstudiums (180 Leistungspunkte) 
ist auf Basis des bisher angebotenen Di-
plomstudiengangs weiterentwickelt und 
auf die Anforderungen der Berufswelt 
neu ausgerichtet worden. Ziel des Ba-
chelorstudiums ist die Erarbeitung brei-
ter und solider Kenntnisse in den mathe-
matisch-naturwissenschaftlichen Grund-
lagenfächern sowie die Beherrschung 
typischer Anwendungen und Methoden 
in den an der Universität Hannover an-

gebotenen sechs Fachgebieten der Geo-
däsie und Geoinformatik:

• Ingenieurgeodäsie und geodätische 
Auswertemethoden, 

• Photogrammetrie und Fernerkun-
dung, 

• Geoinformatik und Kartographie, 
• Physikalische Geodäsie, 
• Positionierung und Navigation, 
• Flächen- und Immobilienmanage-

ment.

Ein Wahlbereich, in dem Allgemeinbil-
dende Fächer gewählt werden können, 
ein Bachelorprojekt und die Bachelor-
arbeit ermöglichen eine frühe Profilbil-
dung der Studierenden. Durch Einfüh-
rung des ersten berufsbefähigenden 
Abschlusses nach sechs Semestern wer-
den einige Lernziele zu einem früheren 
Zeitpunkt als beim Diplomstudium ver-
mittelt. Vor allem Lehrveranstaltungen, 
die verstärkt Schlüsselkompetenzen wie 
Teamarbeit und problemorientiertes 
Handeln fördern (Projekte und Semi-
nare), sind frühzeitig in das Studium in-
tegriert worden. Das Qualifikationsziel 
ist einerseits auf die Berufsbefähigung 
ausgerichtet, andererseits bildet der 
Abschluss „Bachelor of Science“ (B.Sc.)  
die Grundlage für den weiterführenden 
Masterstudiengang an der Universität 
Hannover oder einer anderen Universi-
tät. 

Im viersemestrigen Masterstudium (120 
Leistungspunkte) wird von den Studie-
renden ein deutlich höherer Grad an ei-
genständiger wissenschaftlicher Arbeit 
gefordert, der sie in die Lage versetzt, 
entsprechende Entwicklungs- und For-
schungsaufgaben in der Industrie oder 
in Forschungseinrichtungen eigenstän-
dig durchzuführen. Aufbauend auf 
einem Pflichtbereich im 7. Semester, der 
Aufbaumodule in Geodäsie und Geoin-
formatik enthält, wird den Studieren-
den die Möglichkeit gegeben, sich in 

einem oder mehreren der sechs Fach-
gebiete der Geodäsie und Geoinforma-
tik zu spezialisieren, wobei ein ganzer 
Bereich (Geodäsie oder Geoinformatik) 
nie vollständig abgewählt werden kann. 
Zentrales Element der Ausbildung ist ein 
zweisemestriges Projektseminar, in dem 
vor allem Methoden- und Sozialkom-
petenzen gefördert werden. In einem 
Wahlmodul wird den Studierenden die 
Möglichkeit gegeben, interdisziplinäre 
Lehrveranstaltungen aus dem Angebot 
der Universität Hannover in Anspruch zu 
nehmen. Absolventen des Masterstudi-
enganges werden mindestens die glei-
che Qualifikation wie Absolventen des 
derzeitigen Diplomstudienganges be-
sitzen und werden daher auch die glei-
chen Positionen auf dem Arbeitsmarkt 
einnehmen. Das Studium wird mit dem 
Abschluss „Master of Science“ (M.Sc.), 
der dem Diplomingenieur entspricht, 
abgeschlossen. Der Masterstudiengang 
wird zum Wintersemester 2008/2009 ein-
geführt. Zugangsvoraussetzung ist ein 
erster berufsqualifizierender Abschluss 
(Bachelorabschluss oder Diplom) im Be-
reich der Geodäsie und Geoinformatik 
oder einem verwandten Studiengang. 

Die Umstellung von den herkömmlichen 
Diplomstudiengängen, angeboten an 
Universitäten und Fachhochschulen, auf 
das internationale Bachelor- und Mas-
tersystem wirkt sich auch auf den Zu-
gang zum öffentlichen Dienst aus. Laut 
Beschluss der Kultusministerkonferenz 
sind an Universitäten und Fachhochschu-
len erworbene Bachelor- und Masterab-
schlüsse gleichwertig; sie besitzen aber 

Müller, Neumann-Redlin, Universität Hannover

Von Jürgen Müller,
Matthias Neumann-Redlin

Universität Hannover:
Konsekutiver Bachelor- und Masterstudiengang Geodäsie und 
Geoinformatik
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weiterhin eigenständige, berufsqualifi-
zierende Profile. Grundsätzlich ermög-
licht der Bachelorabschluss den Zugang 
zum gehoben Dienst und der Masterab-
schluss den Zugang zum höheren Dienst. 
Fachhochschulen, die ihren Masterabsol-
venten den Zugang zum höheren Dienst 
ermöglichen wollen, müssen sich jedoch 
dieses zusätzlich akkreditieren lassen. 
Das Oberprüfungsamt für den höheren 
technischen Verwaltungsdienst, das ei-
ne einheitliche Qualifikation für Nach-
wuchskräfte der Mitgliedsverwaltungen 
gewährleistet, hat auf die neuen Ent-
wicklungen reagiert und die Anforde-
rungen an die fachliche Eignung der 
Bewerber neu definiert. Neben der for-
mellen Voraussetzung des Abschlusses, 
müssen die Absolventen bestimmte 
Kenntnisse in Grundlagenwissen, Fach-
wissen und fachbezogenem Ergänzungs-
wissen nachweisen. 

Bei dem Bachelor- und Masterstudien-
gang Geodäsie und Geoinformatik an 
der Universität Hannover wird der Groß-
teil der Anforderungen durch Pflichtmo-
dule abgedeckt. Module im Wahlpflicht- 
und Wahlbereich, die ebenfalls in das 
Anforderungsprofil des Oberprüfungs-
amtes fallen, sind entsprechend gekenn-
zeichnet. Die Zulassung zum Referenda-
riat ist also bei entsprechender Wahl der 
Module gewährleistet. 

Des Weiteren werden die Professuren 
der Fachgebiete „Positionierung und 
Navigation“ und „Flächen- und Immo-
bilienmanagement“ im Jahre 2006 neu 
besetzt werden. Die langjährig gute 
Zusammenarbeit mit Behörden und 
Lehrbeauftragten aus der Landesver-
waltung, die den Studierenden einen 
wertvollen Praxisbezug vermittelt, soll 

vor allem in diesen Bereichen aufrecht 
erhalten bleiben.
 
Das Akkreditierungsverfahren wurde 
bei der ASIIN (Akkreditierungsagentur 
für Studiengänge der Ingenieurwissen-
schaften der Informatik und Naturwis-
senschaften e.V.) erfolgreich durch-
geführt. 

Weitere Informationen erhalten Sie im 
Internet unter:
www.vermessung.uni-hannover.de

Müller, Neumann-Redlin, Universität Hannover
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Ausgangslage

Im Rahmen eines Gemeinschaftspro-
jekts der Vermessungsverwaltungen 

der Länder der Bundesrepublik Deutsch-
land werden die bisher angebotenen 
Geobasisdaten, bestehend aus dem Au-
tomatisierten Liegenschaftsbuch (ALB), 
der Automatisierten Liegenschaftskar-
te (ALK) und dem Amtlichen Topogra-
phisch-Kartographischen Informations-
system (ATKIS), neu modelliert.

Die Datenbestände des ALB und der ALK 
werden zum Amtlichen Liegenschafts-
kataster-Informationssystem (ALKIS) 
zusammengeführt. ATKIS wird eben-
falls neu und mit ALKIS abgestimmt 
modelliert. Auch die Angaben zu den 
amtlichen Festpunktfeldern werden im 
Amtlichen Festpunktfeld-Informations-
system (AFIS) gleichartig modelliert. 
Die drei Komponenten AFIS, ALKIS und 
ATKIS werden zukünftig auf Basis eines 
gemeinsamen bundeseinheitlichen Da-
tenmodells geführt.

In Niedersachsen wird zz. auf der Grund-
lage der „Dokumentation zur Mo-
dellierung der Geoinformationen des 
amtlichen Vermessungswesens Version 
4.0“ (GeoInfoDok 4.0) und der darauf 
abgestimmten Dokumentation „Geoba-
sis Niedersachsen Version 4.0” (Geobasis 
NI 4.0) die neue Verfahrenskomponente 
AFIS-ALKIS-ATKIS für die Erfassung und 
zum Nachweis der Geobasisdaten entwi-
ckelt und aufgebaut.

Mit der Einführung des AAA-Datenmo-
dells ist in Niedersachsen beabsichtigt, 
das Koordinatenreferenzsystem in der 
UTM-Projektion (Universale Transversale 
Mercator Abbildung) auf der Basis von 
ETRS89 (European Terrestrial Reference 
System 1989) einzuführen. 

Zielsetzung der  
Informationsveranstaltung

Ziel der Informationsveranstaltung ist es, 
die Nutzer der Geobasisdaten persönlich 
und zeitnah über die bevorstehende 
Einführung von AFIS-ALKIS-ATKIS und 
ETRS89/UTM in der niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
(VKV) zu informieren. Dabei werden fol-
gende Rahmenbedingungen und inhalt-
lichen Schwerpunkte gebildet:
•	 Information	 und	 Know-how	 über	

AAA und ETRS89/UTM,
•	 Sachstand	 der	 Einführungsvorberei-

tung in Niedersachsen, 
•	 Vorstellung	 des	 niedersächsischen	

Weges,
•	 Paradigmenwechsel	zu	einheitlichen	

Geobasisdaten,
– Erhebung/Qualifizierung – Füh-

rung – Bereitstellung,
– für AFIS, ALKIS und ATKIS,
– unter ETRS89/UTM,
– im Kontext der Geodateninfra-

struktur Deutschland (GDI-DE) 
und Geodateninfrastruktur Nie-
dersachsen (GDI-NI) sowie

– unter Berücksichtigung der IT-
Neuausrichtung in Niedersach-
sen.

Ausgehend von dieser ersten Informa-
tionsveranstaltung soll ein Dialog mit 

den Nutzern entstehen, um den gemein-
samen Übergang zu AFIS-ALKIS-ATKIS 
und ETRS89/UTM - und damit zu einheit-
lichen Geobasisdaten - zu vollziehen.

Teilnehmerkreis

Die Lenkungsgruppe AFIS-ALKIS-ATKIS 
Niedersachsen hat Vertreter der Lan-
desbehörden, kommunale Spitzenver-
bände, Energieversorger, Wasser- und 
Bodenverbänden, DV-Dienstleister und 
sonstige Anwender eingeladen. An den 
Informationsveranstaltungen haben 
weit mehr als 200 Nutzer teilgenom-
men.

Als Referenten und Gesprächspartner 
aus der Lenkungsgruppe AFIS-ALKIS-AT-
KIS Niedersachsen haben der Leiter der 
Lenkungsgruppe Herr Ueberholz sowie 
die Lenkungsgruppenmitglieder Christ, 
Christoffers, Göbel, Feldmann-Westen-
dorff, Dr. Jahn und Dr. Stegelmann teil-
genommen.

Tagungsbericht

Eröffnung

Die Informationsveranstaltungen wer-
den von Herrn Ueberholz eröffnet. Er 
begrüßt die Teilnehmer, unterstreicht 
die Bedeutung der bevorstehenden 
Veränderungen anhand der genannten 
Themenschwerpunkte und stellt den 
Kreis der teilnehmenden Nutzer sowie 
die Lenkungsgruppe AAA Niedersachsen 
und deren Aufgaben- und Maßnahmen-
katalog vor. 

Christ, Ueberholz, Tagungsbericht der Informationsveranstaltungen

Einführung von AFIS-ALKIS-ATKIS und ETRS89/UTM in der 
niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung im Landesbe-
trieb Landesvermessung und Geobasisinformation Niedersachsen LGN

Tagungsbericht der Informationsveranstaltungen im September und Oktober 2005 

Von Andreas Christ,
Rolf Ueberholz
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Vorträge

In einem einführenden Vortrag in das 
Thema mit dem Titel „Strategie und Ein- 
führungskonzept“ gibt Herr Ueberholz 
einen Überblick über Meilensteine und 
Kernpunkte des AFIS-ALKIS-ATKIS-Pro-
jekts, die Umsetzung des AAA-Konzeptes 
in Niedersachsen sowie die geplante Ein-
führung des Bezugssystems ETRS89/Ab-
bildungssystems UTM. Er stellt besonders 
heraus, dass die zeitgleiche Einführung 
des ETRS89 mit der AAA-Umstellung der 
Vermeidung eines mehrfachen System-
wechsels zulasten der Nutzer dient.

Herr Christ erläutert zunächst das AAA-
Fachkonzept auf der Grundlage der 
objektorientierten Datenmodellierung 
und anhand von Modellierungsbeispie-
len. Anschließend stellt er die Geobasis 
Niedersachsen und die Migrationsvorar-
beiten der Vermessungs- und Kataster-
verwaltung als Teil der Umsetzung des 
AAA-Fachkonzeptes in Niedersachsen 
vor.

Die Herren Göbel, Dr. Jahn und Chri-
stoffers stellen die jeweiligen Realisie-
rungsstände in ALKIS, AFIS und ATKIS 
vor. Hierbei wird besonders auf spezielle 
Aspekte der ALKIS-Migration, -Rückmig-
ration und des Datenaustausches über 
die Normbasierte Austauschschnitt NAS, 
die integrierten ALKIS-Prozesse zur Be-
reitstellung sowie die Bereitstellung des 
ATKIS-Basis-DLM und des ATKIS-DLM50 
eingegangen.

Im Weiteren erläutert Herr Dr. Stegel-
mann die geplante Einführung des Be-
zugssystems ETRS89	 einschließlich	 der	
UTM-Abbildung in Niedersachsen als Ba-
sis für eine zukunftsfähige bundes- und 
europaweite Geodateninfrastruktur. 
Herr Dr. Jahn/Feldmann-Westendorff 
stellt anschließend das Transformations-
modell Niedersachsen vor und weist auf 
die Service- und Beratungsstelle ETRS89/
UTM (SuB-Stelle) hin, die zur Unterstüt-
zung aller von der Umstellung nach  
ETRS89/UTM betroffenen Dienststellen 

des Landes (GLL u. a.) sowie Dritten 
(Energieversorger, GIS-Hersteller, …) ab 
Frühjahr 2006 bei der LGN eingerichtet 
wird.

Unter dem Titel „Bereitstellungsinfra-
struktur für Geobasisdaten“ wird von 
Herrn Ueberholz zunächst das Gesamt-
konzept der Bereitstellung von Geo- 
basisdaten erläutert und das Geobasis- 
datenportal sowie die AAA-Bereitstel-
lung vorgestellt. Herr Göbel zeigt danach 
die Eckpunkte für eine IT-Infrastruktur 
auf, unter Berücksichtigung der strate-
gischen Neuausrichtung des IT-Einsatzes 
in der Landesverwaltung. Ausgehend 
von diesen Eckpunkten soll in 2006 die 
AAA-IT-Infrastruktur realisiert werden.

Herr Ueberholz leitet die Abschluss- 
diskussion ein, indem er das weitere 
Vorgehen im Vorhaben ALKIS und in 
der Bereitstellung erläutert. Insbeson-
dere sollen weitere Abstimmungen in-
nerhalb der Landesverwaltung sowie 
mit den weiteren Nutzern und den DV-
Dienstleistern erfolgen.

Diskussionsschwerpunkte und  
-ergebnisse

Sowohl nach den einzelnen Vorträgen 
als auch in einem eigenen Abschnitt 
am Schluss der Veranstaltung werden 
Fragen aus dem Teilnehmerkreis beant-
wortet und Diskussionsbeiträge, Emp-
fehlungen und Anregungen entgegen-
genommen.

Insgesamt ergibt sich folgendes 
Meinungsbild:

Die frühzeitige und umfassende Infor-
mation über die Einführung von AFIS-
ALKIS-ATKIS und ETRS89/UTM in der 
niedersächsischen Vermessungs- und Ka-
tasterverwaltung wird durchweg positiv 
aufgenommen. Im Einzelnen werden 
in der Diskussion folgende Kernpunkte 
genannt:

•	 die	baldige	Bereitstellung	von	quali-
fizierten Testdaten wird von den DV-
Dienstleistern dringend gewünscht,

•	 das	Angebot	der	Rückmigration	wird	
von den Nutzern positiv aufgenom-
men, wobei die jeweilige gebiets-
deckende Neuausstattung als auf-
wendig eingestuft wird; alternativ 
könnten die Aktualisierungsinter-
valle ausgeweitet werden und bei 
Bedarf projektbezogen – und damit 
in kleineren Einheiten – eine Neu-
ausstattung erfolgen,

•	 die	 angebotene	 Unterstützung	 bei	
der Transformation der Fachdaten 
wird ebenfalls positiv bewertet; ei-
ne Rücktransformation der Geoba-
sisdaten in den Lagestatus 100 wird 
dennoch von einzelnen Nutzern ge-
wünscht, auch in Verbindung mit der 
Rückmigration,

•	 die	Vertreter	der	kommunalen	Spit-
zenverbände regen die Durchfüh-
rung einer mehrtägigen, detaillier-
ten Informationsveranstaltung im 
nächsten Jahr an,

•	 die	 Nutzer	 wünschen	 überwiegend	
die Fortsetzung und den weiteren 
Ausbau des begonnenen Dialogs im 
nächsten Jahr.

Als Ansprechpartner stehen die Refe-
renten sowie die Service- und Beratungs-
stelle ETRS89/UTM zur Verfügung.

Fazit

Die Diskussion und die Ergebnisse zei-
gen, dass die frühzeitige Information 
von den Nutzern als ausgesprochen 
konstruktiv und hilfreich angesehen 
wird. Beide Seiten, die VKV sowie die 
Nutzer und Kunden, profitieren hier-
von. Sobald fundierte Kenntnisse aus 
den AAA-Pilotierungen und qualifizierte 
Testdaten vorliegen, soll der begonnene 
Dialog durch eine weitere Informations-
veranstaltung fortgesetzt werden. 

Die Vortragsfolien sind im Internet un-
ter 
www.lgn.niedersachsen.de und
www.gll.niedersachsen.de 
verfügbar.

Christ, Ueberholz, Tagungsbericht der Informationsveranstaltungen
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Von Bernd Schulte

Dienstbesprechung mit den Aufgabenträgern nach § 6 NVermG
im November 2005 in Oldenburg, Verden und Hannover

Im November 2005 fand erstmals 
seit Auflösung der Bezirksregie-

rungen eine gemeinsame Dienstbe-
sprechung mit den Öffentlich bestell-
ten Vermessungsingenieurinnen und 
-ingenieuren (ÖbVI), den anderen be-
hördlichen Vermessungsstellen und den 
Dezernatsleitungen 5 der Behörden für 
Geoinformation, Liegenschaften und 
Landentwicklung (GLL) unter Leitung 
des Niedersächsischen Ministeriums für 
Inneres und Sport (MI) Referat 34, Ver-
messungs- und Katasterwesen statt. 

Wegen der großen Anzahl der Teilneh-
mer und um eine räumliche Nähe zu 
ermöglichen wurde die Dienstbespre-
chung getrennt in drei Veranstaltungen 
(Oldenburg, Verden, Hannover) durch-
geführt. Insgesamt nahmen 90 ÖbVI, 
12 Personen der anderen behördlichen 
Vermessungsstellen und 61 Personen aus 
den GLL und dem MI teil.

Mit der gemeinsamen Dienstbespre-
chung aller Aufgabenträger sollte die 
gute Zusammenarbeit zwischen allen 
Beteiligten nach Auflösung der Bezirks-
regierungen, unter deren Leitung bisher 
entsprechende Dienstbesprechungen 
stattfanden, fortgesetzt und die Kolle-
gialität bei der Erfüllung der gemein-
samen fachlichen Aufgaben gefördert 
werden. 

Voraussetzung für eine gute Zusam-
menarbeit ist ein einheitlicher Infor-
mationsstand aller Beteiligten. Hierzu 
sollten die Vorträge des MI über den 
Stand und die Folgen der Verwaltungs-
reform sowie über die Neuerungen in 
den Verwaltungsverfahren beitragen. 

Informiert wurde über die Grundsätze 
der Zusammenarbeit der Aufgabenträ-
ger, die Verlagerung von Liegenschafts-
vermessungen auf die ÖbVI, den neuen 
LiegVermErlass, die Führung und Ak-
tualität des Gebäudenachweises sowie 
über die Abrechnung von Liegenschafts-
vermessungen im Hinblick auf die neue 
KOVerm2005. Aus der beruflichen Pra-
xis der ÖbVI berichtete schließlich noch 
der ÖbVI Manfred Strunk aus Lüneburg 
über die Kosten- und Leistungsrechnung 
in einem ÖbVI-Büro. 

Nach der Begrüßung und Grußworten 
der jeweiligen gastgebenden Behörde 
ging Dr. Claus Uhde (MI) in seinem ers-
ten Beitrag auf die Zusammenarbeit der 
Aufgabenträger ein. Der bisher dreistu-
fige Aufbau der Vermessungs- und Ka-
tasterverwaltung wurde im Sinne der 

Ziele der Verwaltungsmodernisierung 
durch Auflösung der Bezirksregierungen 
auf zwei Stufen reduziert. Die Fach- 
und Dienstaufsicht, die bisher von den  
Dezernaten 207 der Bezirksregierungen 
wahrgenommen wurde, ist nunmehr 
Aufgabe des MI.

Für die Aufgaben Erfassung von Geo-
basisdaten, Führung und Erneuerung 
des  Liegenschaftskatasters und Bereit-
stellung von Standardpräsentationen, 
Planunterlagen und Lageplänen sind 
die Dezernate 5 der zum 01.01.2005 neu 
gebildeten GLL zuständig. Die ÖbVI wir-
ken insbesondere bei der Erfassung mit.  
Seit Inkrafttreten des Niedersächsischen 
Gesetzes über das amtliche Vermes-
sungswesen im Jahre 2003 ist für ÖbVI 
die Möglichkeit der Bereitstellung durch 
Einsicht- und Auskunftsgewährung so-
wie durch Abgabe von Standardpräsen-
tationen hinzugekommen. Durch das 
Verfahren InterASL wurde die Umset-
zung in 2005 technisch realisiert.

Bilder: B. Beitzel
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Die GLL, die ÖbVI und die anderen be-
hördlichen Vermessungsstellen sind 
gleichwertige Partner. Ihre Zusammen-
arbeit bedingt zahlreiche Schnittstellen 
und teilweise auch fachliche Überschnei-
dungen. Hierdurch sind Konflikte mög-
lich, die sich z. B. durch unterschiedliche 
Interpretation der Verwaltungsvor-
schriften oder abweichende Betrach-
tungen von Arbeitsvorgängen ergeben 
können. Entscheidungen sind dabei im 
Rahmen der Fachaufsicht durch das MI 
(Referat 34) zu treffen. Die Notwen-
digkeit einer Entscheidung ergibt  sich 
jedoch nur in den Fällen, in denen die 
Gespräche zur Problemlösung zwischen 
den Beteiligten vor Ort ergebnislos ver-
laufen sind. Das Ziel einer konfliktfreien 
Zusammenarbeit soll z. B. durch anlass-
bezogene Gespräche oder durch einen 
regelmäßig stattfindenden fachlichen 
Austausch auf lokaler Ebene erreicht 
werden. Für die GLL ist hierfür der mit 
Koordinierungs- und Weisungsfunktion 
ausgestattete „koordinierende Dezer-
natsleiter 5“ (DL5*) zuständig.

Dr. Claus Uhde (MI) erläuterte in seinem 
zweiten Beitrag, dass die Fachaufsicht 
auch regelmäßige und anlassbezogene 
Maßnahmen zur Qualitätssicherung 
umfasst. Ausgangspunkt sind standar-
disierte Berichte des ÖbVI, der anderen 
behördlichen Vermessungsstellen und 
der GLL. Diese Berichte enthalten neben 
Aussagen  zur Amtsführung und Zusam-
menarbeit der Aufgabenträger auch 
konkrete Vorgänge nebst Sachverhalts-
feststellungen. Die Berichte und ggf. 
zusätzliche Prüfungen vor Ort werden 
durch das MI ausgewertet und münden 
in Feststellungen zur Amtsführung. Mit 
diesem Verfahren wird der Aufwand der 
Qualitätssicherung bei den beteiligten 
Stellen minimiert und eine zutreffende 
Beurteilung der Amtsführung sicherge-
stellt. 

In dem nächsten Beitrag stellte Siegmar 
Liebig (MI) die Maßnahmen zur Verlage-
rung von Liegenschaftsvermessungen 
auf ÖbVI vor. Bis zum Jahr 2009 ist der 
Marktanteil der Vermessungs- und Ka-
tasterbehörden an der Ausführung von 
Liegenschaftsvermessungen auf landes-
weit 25 % zu reduzieren. Diese Zielgröße 
ist „punktgenau“ zu realisieren. Parallel 
zur Verlagerung werden die Einnahme-
vorgaben im Haushalt in entsprechender 
Höhe reduziert. Da die Verlagerung für 
das Land ohne wirtschaftliche Nachteile 
kostenneutral erfolgen muss, ist entspre-
chend weniger Personal in diesen Berei-
chen einzusetzen. Die Steuerung der 
Verlagerung wird durch Zielvereinba-
rungen erfolgen. Die Datenbasis hierfür 
bilden jeweils die Produktmengen des 
vorletzten Jahres. Da der Marktanteil 
der GLL bei den Gebäudevermessungen 
besonders hoch ist, wird ab 2006 primär 
der Anteil in diesem Bereich reduziert. 
Hierzu wird z. B. das Amtsverfahren zur 
Aktualisierung des Gebäudenachweises 
so modifiziert, dass die ÖbVI stärker her-
vorgehoben werden. 

Der folgende Tagesordnungspunkt hatte 
die Neuerungen des seit dem 01.09.2005 
geltenden LiegVermErlasses zum Inhalt. 
Ingo Meyer (MI) hob die Veränderungen 
gegenüber des bisherigen Erlasses her-
vor. Neben den durch die Neufassung 
des NVermG bedingten Änderungen 
(Amtliches Grenzdokument, Verfah-
ren nach VwVfG, Abmarkung nur nach 
Auftrag, Grenzfeststellungsvertrag, 
Amtliche Grenzauskunft) wurde insbe-
sondere auf die Ausführungen des Lieg-
VermErlasses zur Qualitätssicherung 

und auf die erweiterte Beratungspflicht 
hingewiesen, die sich durch Wegfall der 
Teilungsgenehmigung nach § 19 BauGB 
und der Abmarkungspflicht sowie 
durch die Möglichkeiten der amtlichen 
Grenzauskunft oder des Grenzfeststel-
lungsvertrages ergibt. Als technische 
Neuerungen wurden die Form des Fort-
führungsrisses sowie die Anforderungen 
bei Sonderungen und die Vorausset-
zungen für eine amtliche Grenzauskunft 
näher beleuchtet.

Des Weiteren wurde verdeutlicht, dass 
Arbeiten im AP-Festpunktfeld aus wirt-
schaftlicher Sicht weiterhin durchzu-
führen sind. Dazu zählt z. B. bei Liegen-
schaftsvermessungen in Gebieten mit 
umfangreicher Vermessungstätigkeit 
neben der Bestimmung von neuen An-
schlusspunkten auch die Pflege vorhan-
dener Anschlusspunkte. Mit den neu 
eingeführten besonderen Anschluss-
punkten nach LiegVermErlass eröffnet 
sich nunmehr die Möglichkeit, fehlende 
Sicherungspunkte einer AP-Gruppe auch 
durch doppelt polar bestimmte Punkte 
zu ersetzen. Besondere Anschlusspunkte 
nach LiegVermErlass sind wie Festpunkte 
zu dokumentieren, in der Punktdatei mit 
der Lagegenauigkeit und -zuverlässig-
keit 2 zu führen und in der AP-Übersicht 
ohne untere Teilflächenfüllung oder oh-
ne untere Umrandung der Punktnum-
mer darzustellen.

In Ergänzung zu den Ausführungen zum 
LiegVermErlass behandelte Siegmar Lie-
big (MI) anschließend den Nachweis 
von Gebäuden im Liegenschaftskatas-
ter. An Hand von Beispielen wurden die 
Unterschiede zwischen im ALKIS mit Ge-
bäudefunktion und im ALKIS mit Bau-
werksfunktion definierten Gebäuden 
sowie zwischen der für die Führung des 
Liegenschaftskatasters bedeutsamen 
und unbedeutsamen Gebäuden darge-
stellt. Gemäß den Vorgaben zur Qua-
litätssicherung im LiegVermErlass sind 
Angaben zu Flurstücken und Gebäuden 
flächendeckend, vollständig und aktu-
ell nachzuweisen. Danach sind Gebäude 
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von besonderer Bedeutung (z. B. Wohn-
häuser, Windkraftanlagen) innerhalb 
eines Jahres nach Fertigstellung in die 
Nachweise einzutragen. Dies hat zur 
Folge, dass die Aufgabenträger nach 
§ 6 NVermG verpflichtet sind, erfasste 
Aufträge zeitnah innerhalb eines halben 
Jahres nach Auftragserteilung zur Ein-
tragung in die Nachweise einzureichen. 
Insbesondere wurde auch klar gestellt, 
dass bereits durchgeführte Gebäudever-
messungen nicht wegen der Zahlungs-
unfähigkeit des Auftraggebers zurück 
behalten werden dürfen. 

Nach diesen durch die Technik ge-
prägten Beiträgen stellte ÖbVI Manfred 
Strunk in seinem Beitrag „Kosten- und 
Leistungsrechnung in einem ÖbVI-Büro“ 
vor. Während die gesetzlich für ÖbVI 
vorgeschriebene Gewinn- und Verlust-
rechnung keine zeitnahen Informati-
onen für betriebliche Entscheidungen 
liefert, ermöglicht eine eigens für ÖbVI 
entwickelte durchgreifende Kosten- und 
Leistungsrechnung kurzfristige Erfolgs-
rechnungen, regelmäßige Wirtschaft-
lichkeitskontrollen sowie ständige Infor-
mationen für die betriebliche Steuerung. 
Neben diesen betriebsinternen Vorteilen 
dient die Kosten- und Leistungsrech-
nung auch zu Ermittlung kostendecken-
der Stundensätze, die einen Vergleich 
mit den Kostensätzen der Kostenord-
nung für das amtliche Vermessungswe-
sen ermöglichen und gegebenenfalls 
bei einer Fortschreibung der Kostenord-
nung Berücksichtigung finden. Hierzu 
werden die von den einzelnen ÖbVI-Bü-
ros erfassten Daten monatlich auf einen 
zentralen Server übertragen und durch 
die BDVI-Gebührenkommission ausge-
wertet. In dem Beitrag von Herrn Strunk 
wurde eindrucksvoll dargestellt, dass 
auch in den ÖbVI-Büros zur Erzielung 
der Vorteile der Kosten- und Leistungs-

rechnung ein nicht unerheblicher Auf-
wand für die Datenerfassung betrieben 
werden muss.

Im nächsten Vortrag stellte Heinz Kerk-
hoff (MI) die vorgesehenen Änderungen 
der KOVerm2005 vor, die zum 01.02.2006 
wirksam werden sollen. Während bei 
der Bereitstellung von digitalen Daten 
und der Abrechnung von Sonderungen 
die Gebühren reduziert werden, ist in 
nahezu allen anderen Bereichen eine 
Erhöhung der Gebühren geplant. Diese 
erhöhten Gebühren spiegeln den tat-
sächlichen Verwaltungsaufwand wider 
und sind daher für eine kostendeckende 
Leistungserbringung erforderlich. Her-
vorgehoben wurde die Beratungspflicht 
gegenüber dem Bürger im Sinne einer 
kostengünstigen Bestberatung.  

Der abschließende Beitrag von Norbert 
Hösl (MI) hatte die Abrechnung von Lie-
genschaftsvermessungen zum Inhalt, 
wobei im Wesentlichen die Kostensiche-
rung durch Kostenvorschuss behandelt 

wurde. Ein Kostenvorschuss kann je-
derzeit während des Verfahrens erho-
ben werden, soweit die Amtshandlung 
noch nicht vollständig erbracht und die 
Gebührenschuld noch nicht entstanden 
ist.

Insgesamt wurde in der Dienstbespre-
chung ein weites Spektrum an Informa-
tionen geboten. Im Vordergrund stand 
bei dieser ersten Veranstaltung nach 
Neugliederung der Vermessungs- und 
Katasterverwaltung die Neudefinition 
der Strukturen und Spielregeln in der 
Zusammenarbeit der Aufgabenträger. 
In der Vergangenheit haben die Bezirks-
regierungen nicht nur die Fachaufsicht 
sondern häufig auch eine Vermittlerrolle 
zwischen den Aufgabenträgern wahrge-
nommen. Diese Funktion fehlt nunmehr 
im zweistufigen Verwaltungsaufbau. Es 
ist nicht Ziel der Verwaltungsmoderni-
sierung, dass bei unterschiedlichen Auf-
fassungen der Aufgabenträger in jedem 
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Fall der MI oder gar das Verwaltungsge-
richt entscheidet. Daher war die Darstel-
lung der Möglichkeiten und Wege der 
Konfliktlösung vor Ort von besonderer 
Wichtigkeit.

Der Beitrag des ÖbVI Strunk zeigte, dass 
sich Verwaltung und die ÖbVI auch jen-
seits der reinen Vermessungstechnik mit 
vergleichbaren Aufgabenstellungen be-
fassen. Durch gegenseitige Information 
können auch in diesen Bereichen beide 
Seiten profitieren.

Im Übrigen wurde die Veranstaltung 
durch die Neuerungen bei den Verwal-
tungsvorschriften geprägt. Hier wird die 
Zukunft zeigen, ob die weitere Deregu-
lierung bei Liegenschaftsvermessungen 
zur Verwaltungsvereinfachung oder 
eher zu einer verstärkt unterschiedlichen 
Auslegung der Verfahrensmöglichkeiten 
bei den Aufgabenträgern führen wird. 
Gerade deshalb sind auch zukünftig 
derartige Besprechungen notwendig. 
Zum einen wird hierdurch ein einheit-

licher Informationsstand und damit 
eine einheitliche Verfahrensweise der 
Aufgabenträger erreicht, zum anderen 
bieten derartige Dienstbesprechungen 
eine Möglichkeit des gegenseitigen 
Kennenlernens und damit des besse-
ren Verständnisses füreinander. Beides 
wird durch die regionale Aufteilung 
der Dienstbesprechung gefördert. Der 
dadurch überschaubare Teilnehmerkreis 
ermöglicht, wie die Beiträge der Ver-
anstaltungen zeigten, eine fruchtbare 
Diskussion, in der die örtlich zusammen-
arbeitenden Aufgabenträger ihre 
Erfahrungen austauschen können.

Schulte, Dienstbesprechung mit den Aufgabenträgern nach § 6 NVermG
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Neue Entwicklungen bei der Aufgabenerledigung der Vermessungs-
und Katasterverwaltung

Fortbildungsveranstaltung Nr. 1/2005 der VKV im September und Oktober 2005 in Soltau

Von Till Kratz

In der niedersächsischen Vermes-
sungs- und Katasterverwaltung 

(VKV) war das Jahr 2005 geprägt durch 
Neuorganisation und die Zusammenle-
gung der Vermessungs- und Kataster-
behörden mit Teilen der ehemaligen 
Agrarstrukturverwaltung zu den neuen 
Behörden für Geoinformation, Landent-
wicklung und Liegenschaften, kurz GLL. 
Dabei wird leicht übersehen, dass sich 
die Tätigkeiten in vielen Bereichen der 
VKV auch durch neue Techniken, neue 
Vorschriften und neue Aufgaben ge-
ändert haben. Um sich über diese neue 
Entwicklungen bei der Aufgabenerledi-
gung in der Vermessungs- und Kataster-
verwaltung zu informieren, trafen sich 
im September und Oktober jeweils ca. 
60 Bedienstete der Vermessungs- und 
Katasterverwaltung im ruhig gelegenen 
„Hotel-Park Soltau“ zu einer Fortbil-
dungsveranstaltung. 

Wie auch im Jahr 2004 wurden die  
Veranstaltungen unter der Leitung von 
Andrea Reil (LGN) durchgeführt. Der 
nachfolgende Bericht bezieht sich auf 
die erste Veranstaltung im September. 

Nach der Begrüßung und kurzer Einlei-
tung durch Andrea Reil gab als erster 
Referent Detlef Wehrmann (GLL Ol-
denburg) einen „Sachstandsbericht zu 
ALKIS“. Die Einführung des Amtlichen 
LiegenschaftsKataster-InformationsSys-
tem, kurz ALKIS, wird in Niedersachsen 
als ein Teil des Projektes AFIS - ALKIS 
- ATKIS von der Lenkungsgruppe AAA-
NI geplant und koordiniert. Grundlage 
hierfür bildet das „Konzept zur Mo-
dellierung der Geoinformationen des 
amtlichen Vermessungswesens“ der 
AdV (GeoInfoDok). In ALKIS werden Lie-

genschaftskarte, Liegenschaftsbuch und 
Punktnachweis zusammengeführt. Das 
Realisierungskonzept sieht hierfür meh-
rere Komponenten vor: 

•	 die	Erhebungs-	und	Qualifizierungs-
komponente (EQK) zur Erhebung, 
Qualifizierung, Visualisierung und 
Ausgabe der Daten,

•	 die	 Datenhaltungskomponente	
(DHK) zur Plausibilisierung, Führung 
und Benutzung 

•	 und	 die	 „Normbasierte	 Austausch-
schnittstelle“ (NAS) als Schnittstelle 
für interne und externe Nutzung.

 
Der Beziehersekundärnachweis (BZSN) 
wird durch die „Nutzerbezogene Be-
standsdaten-Aktualisierung (NBA) ab-
gelöst. Der Einsatz von ALKIS ist in Nie-
dersachsen für 2006 geplant. Zeitgleich 
wird das Bezugssystem ETRS89/UTM 
eingeführt. Um dieses Ziel zu erreichen, 
sind umfangreiche Migrationsarbeiten 
erforderlich, die in Maßnahmepaketen 
und Ergänzungsarbeiten beschrieben 
sind.

Die „Bereitstellung von Geobasisdaten 
und Dienstleistungen durch die VKV“ 
beschrieb im nächsten Vortrag Man-
fred Gauger (GLL Lüneburg). Nach dem 
Niedersächsischen Gesetz über das 

amtliche Vermessungswesen (NVermG) 
unterscheidet man drei Bereitstellungs-
formen:

•	 per	Abgabe	(ausschließlich	durch	die	
Katasterämter/LGN),

•	 als	 Auskunft/Auszug	 mit	 fachlicher	
Interpretation (ausschließlich durch 
die Katasterämter/LGN und ÖbVI),

•	 durch	 automatisierten	 Abruf	 mit	
dem inter-/intranetbasierten Aus-
kunftssystem Liegenschaftskataster, 
kurz InterASL.

Mit dem Inkrafttreten des NVermG dür-
fen auch kommunale Körperschaften 
Standardpräsentationen aus dem Liegen- 
schaftskataster abgeben oder Einsicht 
hieraus gewähren. 

Neben den Verfahren InterASL erfolgt 
zurzeit die Datenabgabe von Geobasis-
daten mit dem Beziehersekundärnach-
weis (BZSN). Zielgruppe sind Nutzer, die 
ein eigenes GIS einsetzten. 

Die Topographischen Landeskarten-
werke werden mittels Map-Server-Tech-
nologie durch den VKV-Map-Server be-
reitgestellt. Bis Ende 2005 werden hier 
neben den Topographischen Karten auch 
Übersichtskarten, die Digitale Straßen-
karte 1:10.000 (DSK 10), digitale Ortho-
photos (DOP), die Amtliche Karte 1:5.000 
(AK5), die Amtliche Präsentation 1:2.500  
(AP 2.5) und die Preußische Landesauf-
nahme eingestellt. Die Einsatzmöglich-
keit der mit dem VKV-Map-Server zur 
Verfügung gestellten Rasterdaten wur-
de am Beispiel des Niedersachsennavi-
gators der LGN vorgestellt. 

Ein weiteres Thema des Vortrages war 
die Zusammenarbeit zwischen GLL und 
LGN. Zur Abstimmung und Regelung 
dieser Zusammenarbeit wurde die Ar-
beitsgruppe „Grundsätze und Ziele 
der Vertriebspartnerschaft“ ins Leben 
gerufen. Manfred Gauger berichtete 
von dem vorläufigen Ergebnis dieser  
Arbeitsgruppe. 

Kratz, Neue Entwicklungen bei der Aufgabenerledigung der Vermessungs- und Katasterverwaltung  
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Zum Schluss seines Vortrages zeigte 
Manfred Gauger ein paar Beispiele von 
GIS-Dienstleistungen bei der GLL Lüne-
burg. Zur Veranschaulichung wurde eine 
Mustermappe mit analogen Kartenprä-
sentationen herumgereicht. Diese Mus-
termappen liegen in den Ämtern der 
GLL Lüneburg als Kundeninformation 
aus.

Der anschließende Vortrag von Andrea 
Reil (LGN) befasste sich mit dem „Stand 
und Ausblick der Geodateninfrastruktur 
Niedersachsen“. Sie setzt sich zusammen 
aus Geobasisdaten, Geofachdaten, Me-
tadaten, dem Netzwerk sowie Diensten 
und Standards. Der Aufbau einer Geo-
dateninfrastruktur ist erforderlich, weil 
sich der Zugriff auf die Geodaten oft als 
schwierig erweist. Diese Daten liegen 
häufig in unterschiedlichen Informa-
tionssystemen vor, werden redundant 
vorgehalten, ihr Angebot ist oft nicht 
bekannt und eine einheitliche Kosten-
regelung ist auch nicht vorhanden. 
Maßnahmen und Projekte zum Aufbau 
einer Geodateninfrastruktur liegen auf 
EU-Ebene, auf Bund-Länder-Ebene und 
auf Landes-Ebene vor. In Niedersachen 
wurde die Geodateninfrastruktur Nie-
dersachen (GDI-NI) am 11.12.2002 durch 
den Landtag beschlossen. Im Juli 2003 
wurde der MI mit der Ausführung des 
Beschlusses beauftragt und eine Projekt-
gruppe eingerichtet. Mit dem Kabinetts-
beschluss vom 14.12.2004 erhält der MI 
den Prüfauftrag, Möglichkeiten, Kosten 
und Nutzen einer GDI-NI zu untersu-
chen. Zu diesem Zweck wurde eine Be-
standsaufnahme durchgeführt und vor-
handene Teilstrukturen in Niedersach-
sen untersucht. Als Ergebnis wurde ein 
Konzept zum Geodatenportal GDI-NI 
entwickelt, das eine stufenweise Reali-
sierung der GDI-NI vorsieht.

Zum Ende des ersten Veranstaltungs-
tages stellte Detlef Wehrmann (GLL Ol-
denburg) die „Aufgaben der Dezernate 
2 der GLL“ vor. Gezieltes Geodatenma-
nagement ist Voraussetzung für die Ver-
marktung von Geodaten und Kommu-
nikation zwischen Datenanbietern und 
Datennutzern. Hierbei steht vor allem 
die Übernahme, Pflege, Verwaltung und 
Bereitstellung von Geodaten und Meta-
daten im Vordergrund. Zur Unterstützung 
dieser Aufgabe wurde ein VKV-Netz-
werk mit unterschiedlichen Aufgaben-
schwerpunkten aufgebaut, dass vom MI  
- Referat 34 - über die LGN bis hin zu den 
Dezernaten 2 der GLLs reicht. 

Die Hauptaufgaben der Dezernate „Geo- 
datenmanagement“ wurden im Fol-
genden aufgezeigt und beschrieben:

Unter Marketing versteht man die kon-
sequente Ausrichtung des eigenen Leis-
tungsprogramms an den Wünschen und 
Erfordernissen des Kunden unter Be-
rücksichtigung der Marketinginstrumen-
te „People, Products, Price, Place, Pro-
motion“ (5-P-Modell). Herr Wehrmann 
erläuterte diese Begriffe und zeigte Bei-
spiele auf. 

GIS-Service ist die spezielle Datenauf-
bereitung und die individuelle Präsen-
tation von Geobasisdaten einschließlich 
der Beratung. In der VKV wird sich der 
GIS-Service als ein Eckpfeiler der Tätig-
keitsfelder in der GLL entwickeln. Als 
Bereitstellungsbasis sollen landesweit 
einheitliche Anwendungen für GIS-Pro-
dukte genutzt werden. Auch zu diesem 
Thema zeigte Detlef Wehrmann, welche 
Möglichkeiten sich hierzu in der GLL be-
reits heute bieten.

Die Geodateninfrastruktur, kurz GDI, ist 
eine aus technischen, organisatorischen 
und rechtlichen Regelungen bestehen-
de Bündelung von Geoinformationsres-
sourcen. Es wurde aufgezeigt, welche 
Bedeutung die GDI für die GLL vor Ort 
besitzt und welche Fachanwendungen 
in der GLL Oldenburg über ein webba-
siertes Verfahren (WMS-Service) derzeit 
angeboten werden.

Mit dem Aufgabenbereich Bereitstellung 
von Geobasisdaten endete der Vortrag 
von Detlef Wehrmann. Er stellte hier die 
beiden Verfahren Beziehersekundär-
nachweis (BZSN) und Internetbasiertes 
Auskunftssystem Liegenschaftskataster 
(InterASL) vor.

Am zweiten Tag wurde die Veran-
staltung mit einem Vortrag von Ingo 
Meyer (MI) mit dem Thema „Verwal-
tungsvorschriften zu Liegenschaftsver-
messungen“ eröffnet. Mit großem In-
teresse verfolgten die Teilnehmer den 
Ausführungen zu den Änderungen und 
den neuen Regelungen in der Verwal-
tungsvorschrift zu Liegenschaftsvermes-
sungen (LiegVermErlass). Ingo Meyer 
erläuterte unter anderem das neue 
Instrument des Grenzfeststellungsver-
trages bei einem fehlerhaften Nachweis 
im Liegenschaftskataster, gab Hinweise 
zu den Voraussetzungen zur Durchfüh-
rung von Sonderungen einschließlich 
deren Dokumentation und informierte 
über die geänderten Bedingungen bei 
der Bekanntgabe von Verwaltungsakten 
aufgrund der Abschaffung des Wider-
spruchsverfahrens.

Weitere Schwerpunkte des Vortrages 
bildeten die Regelungen zur Erfassung 
von Gebäuden, das neue Verfahren der 
„Amtlichen Grenzauskunft“ und die Do-
kumentation der Verwaltungsverfahren 
Grenzfeststellung und Abmarkung im 
„Amtlichen Grenzdokument“. Abschlie-
ßend gab Ingo Meyer noch einige Hin-
weise zu den Aufbewahrungsfristen der 
bei einer Vermessung erzeugten Doku-
mente und Belege.
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„Die neuen Internet- und Intranetprä-
sentationen - Organisation, Redaktion, 
Möglichkeiten und Hintergründe“ war 
Thema des anschließenden Vortrages 
von Annette Wagner (LGN). Mit der Bil-
dung der Behörden für Geoinformation, 
Landentwicklung und Liegenschaften 
(GLL) wurde es notwendig, die Internet-
präsentationen an die neuen Strukturen 
in der Vermessungs- und Katasterver-
waltung anzupassen. Unter Berücksich-
tigung der Vorgaben der Ministerien (MI 
und ML) und dem Einsatz des Content-
Management-Systems (CMS) des Landes 
Niedersachsen für die Internetpräsenta-
tion wurden drei neue Internetpräsenta-
tionen aufgebaut: Für die Behörden für 
Geoinformation, Landentwicklung und 
Liegenschaften >www.gll.niedersach-
sen.de<, für die Gutachterausschüsse 
für Grundstückswerte in Niedersachsen 
>www.gag.niedersachsen.de< und für 
die LGN >www.lgn.niedersachsen.de<. 

Annette Wagner erläuterte zunächst die 
Zielvorgaben beim Aufbau dieser Inter-
netseiten und beschrieb deren Struktur 
anhand von Beispielen. Eine hohe Aktu-
alität der Präsentationen soll durch die 
Einrichtung verschiedener Redaktions-
ebenen mit verschiedenen Zuständigkei-
ten gewährleistet werden. Statistische 
Auswertungen der Besucherzahlen be-
legen, dass die Internetpräsentationen 
bereits gut angenommen werden. 

Ebenfalls unter Beachtung der Vorgaben 
der Ministerien (MI und ML) wurden die 
Intranetpräsentationen erstellt. Bei der 
Gestaltung der Internetseiten ist der Ein-
satz des CMS für Intranetpräsentation 
des Landes Niedersachsen vorgeschrie-
ben. Neben dem landesweiten Intranet-
portal >intra.vkv-nvl.niedersachsen.de<, 
das auch von allen Behörden gepflegt 
werden soll, erhielten die einzelnen Be-
hörden eigene, absolut autarke Intra-
netadressen. Auf diese Seiten können 
nur die Bediensteten der jeweiligen Be-
hörde zugreifen. Annette Wagner be-
schrieb die Struktur dieser Seiten, gab 

Beispiele über Inhalte und Gestaltungs-
möglichkeiten und beschrieb die Einrich-
tung und Aufgaben der Redakteure und 
Chefredakteure.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass 
die eingesetzte Arbeitsgruppe innerhalb 
kurzer Zeit eine umfangreiche und infor-
mative, aber dennoch bedienerfreund-
liche Internet- und Intranetpräsentation 
aufgebaut hat. Diese Seiten mit Leben 
zu füllen und aktuell zu halten ist nun 
unser aller Aufgabe.

Auf vielfachen Wunsch von SAPOS-Kun-
den wurde zum 01. Oktober 2003 die 
bundesweit zuständige „Zentrale Stelle 
- SAPOS“ bei der LGN in Hannover ein-
gerichtet. Der Leiter dieser Einrichtung, 
Volker Wegener (LGN), beschrieb in sei-
nem Bericht die Entstehung, Aufgaben 
und Ziele dieser Zentralen Stelle. Mit 
dem Zusammenschluss von 15 der insge-
samt 16 Bundesländer deckt die Zentrale 
Stelle fast die gesamte Fläche der Bun-
desrepublik Deutschland ab. Ziel ist die 
deutschlandweite Zusammenführung 
und Bereitstellung der SAPOS-Daten 
und eine einheitliche Entgeltfestsetzung 
zur besseren Vermarktung von SAPOS. 
Für die Qualität der Daten ist die Zen-
trale Stelle zuständig. Kosten und Erlöse 
werden nach einem AdV-Beitragsschlüs-
sel aufgeteilt. Herr Wegener stellt in sei-
nem Bericht fest, dass die Zentrale Stelle 
SAPOS etabliert und anerkannt ist und 
dass die Einrichtung von länderübergrei-
fenden Kunden als zwingend notwendig 
bezeichnet wird. 

Zum Abschluss der Veranstaltung folgte 
der Beitrag von Anja Diers (GLL Olden-
burg): „Bericht vom Oberen Gutach-
terausschuss“. Mit der Neustrukturie-
rung der VKV in 14 GLLs mussten auch 
die Gutachterausschüsse neu organisiert 
werden. Der Obere Gutachterausschuss 
(OGA) ist seit dem 01.01.2005 bei der 
GLL Oldenburg angesiedelt. Die Aufga-
ben der Gutachterausschüsse sind ge-
blieben: Führung der Automatisierten 
Kaufpreissammlung (AKS), Ermittlung 
von Bodenrichtwerten, Erstellung von 
Verkehrswertgutachten und Verfassen 
von Grundstücksmarktberichten. Detail-
liert stellte Frau Diers die Tätigkeiten des 
OGA vor. Sie gab einen Überblick über 
die Stückzahlen der beim OGA erfass-
ten Kaufpreise und der abgegebenen 
Obergutachten, beschrieb den Aufbau 
der Grundstücksmarktberichte und er-
läuterte die Bedeutung des Internets bei 
der Vermarktung der Bodenrichtwerte. 
Der Bericht schloss mit der Vorstellung 
beabsichtigter Projekte in 2005/2006 
und dem Fazit, dass die Wertermittlung 
weiterhin einen hohen Stellenwert in 
der Gesellschaft besitzt.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass 
die Entwicklungen bei der Aufgabener-
ledigung in der Vermessungs- und Ka-
tasterverwaltung weiterhin mit einem 
hohen Tempo voranschreiten. Während 
der zweitägigen Fortbildungsveranstal-
tung wurde der derzeitige Stand dieser 
Entwicklungen umfassend dargestellt 
und die weiteren Entwicklungsmöglich-
keiten aufgezeigt. Abschließend ist den 
Referentinnen und Referenten für ihre 
gelungenen Beiträge zu danken. Sie ver-
standen es, das Interesse der Teilnehmer 
trotz der Themenvielfalt nicht abreißen 
zu lassen. 

Zum Nachlesen sind die Skripte der 
Vorträge im Intranetportal der VKV-
NVL-Verwaltung unter dem Pfad: >Or-
ganisation \ Fortbildungen intern< 
eingestellt. 
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Produkte und Dienstleistungen  
der VKV

Erstmalig sind in einem gemeinsamen 
Produktkatalog die Produkte und 
Dienstleistungen der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
vorgestellt worden. Auf insgesamt 
knapp 50 Seiten stellt sich die Verwal-
tung – untergliedert in die Rubriken –
•	 Vermessung	&	Karten
•	 Geodaten	&	Karten
•	 Wertermittlung
•	 Bodenordnung
•	 Service
•	 Wir	über	uns
•	 Bundesweite	Kontakte
vor. 

Der Produktkatalog ist von einer Arbeits-
gruppe unter Leitung von Doris Klein-
wächter durch Beschäftigte der Behör-
den für Geoinformation, Landentwick-
lung und Liegenschaften (GLL) sowie 
des Landesbetriebes Landesvermessung 
und Geobasisinformation Niedersachsen 
(LGN) erarbeitet worden. 

In einem gemeinsamen Vorwort führen 
Uwe Schünemann, Niedersächsischer 
Minister für Inneres und Sport, und 
Wolfgang Draken, Leiter der Nieder-
sächsischen Vermessungs- und Kataster-
verwaltung, aus: 

Liebe Bürgerinnen und Bürger Nie-
dersachsens,

der vorliegende Produktkatalog gibt Ih-
nen einen Überblick über Produkte und 

Dienstleistungen der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
sowie umfangreiche Informationen, wie 
und zu welchen Konditionen Sie diese 
erhalten können.

Aktuelle Kartenwerke, Geobasisdaten 
und weitere Geoinformationen sind 
unverzichtbarer Bestandteil für die täg-
liche Arbeit von Wirtschaft, Planung und 
öffentlicher Verwaltung. Auch Informa-
tionen über Grundstückswerte liefern 
tagtäglich wesentliche Entscheidungskri-
terien. Vermessung und Kataster sowie 
Geodaten und Karten bilden eine solide 
Grundlage für die Entwicklung unseres 
Landes und sind damit Vorraussetzung  
für den funktionierenden Wirtschafts-
standort Niedersachsen. Auch im Frei-
zeitbereich wächst die Bedeutung von  
Karten und anderen  Geoinformationen 
mit der Möglichkeit einer Georeferen-
zierung über Satellit. Die digitale Bereit-
stellung dieser Informationen über mo-

Informationen
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derne Kommunikationsplattformen sind 
neben einem herkömmlichen – analogen 
– Angebot dabei selbstverständlich.

Die Vermessungs- und Katasterverwal-
tung Niedersachsens deckt mit ihrem 
umfangreichen  Angebot die Nachfra-
ge nach kartographischen und geodä-
tischen Produkten sowie Dienstleistun-
gen ab. Neben dem mit dieser Produkt-
information vorgelegten Überblick über 
unser Leistungsspektrum können Sie 
sich im Internet topaktuell informieren. 
Sofern Sie weitergehende Informati-
onen zu den Produkten oder detaillier-
tere Auskünfte zu den Dienstleistungen 
haben möchten, beraten unsere spezi-
ell dafür geschulten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in den Auskunfts- und 
Vertriebsstellen vor Ort Sie gerne. Diese 
finden Sie beim Landesbetrieb Landes-
vermessung und Geobasisinformation 
Niedersachsen (LGN) sowie bei den zum 
01.01.2005 neu gebildeten Behörden für 
Geoinformation, Landentwicklung und 
Liegenschaften (GLL) und den hierzu ge-
hörenden Katasterämtern. 

Ich hoffe, dass dieser Produktkatalog Ih-
nen weiterhilft, schnell und zielgerichtet 
das „Gesuchte“ zu finden und wünsche 
mir, dass Sie darüber hinaus noch wei-
tere Anregungen zur Nutzung von Geo-
daten erhalten.

Hannover, im März 2006

Uwe Schünemann     Wolfgang Draken

Der Produktkatalog ist bei den GLL und 
der LGN kostenfrei erhältlich. 

information

Presseinformationswettbewerb 2005

Digitale Schatztruhe „Geodaten“

Im Rahmen der Ausbildung der Vermes-
sungsreferendarinnen/e findet jährlich 
ein Presseinformationswettbewerb statt. 
Im Jahr 2005 lautete das Thema: 

Digitale Schatztruhe „Geodaten“.

Vier Kandidaten beteiligten sich.

Für die Jury konnte ein Journalisten-
vollprofi von der „Neuen Osnabrücker 
Zeitung, NOZ“ gewonnen werden, Herr 
Frank Henrichvark. Er hat eine Wertung 
der vier vorgelegten Presseinformati-
onen vorgenommen – mit folgender 
Reihenfolge:

1. Kreitlow, Stefanie
2. Haase, Antje
3. Drieschner, Nina / Horst,Sebastian

Herzlichen Glückwunsch, Frau Kreitlow!

Ihr Text ist im Folgenden abgedruckt:
 
Auf Störtebekers Spuren: Der Geodaten-
Schatz

52 Grad und 24 Minuten nördlicher Brei-
te, 9 Grad und 45 Minuten östlicher Län-
ge: an dieser Stelle wartet ein Schatz auf 
seinen Finder. Was Störtebeker früher 
anhand einer gezeichneten Karte gefun-
den hätte, spürt der moderne Schatzsu-
cher mit Hilfe einer Hightechausrüstung 
auf. Bewaffnet mit einem tragbaren 
Satellitenempfänger für das Global Po-
sitioning System (GPS) und den Koordi-
naten wird die spannende Jagd auf den 
Schatz eröffnet, den jemand für andere 
Abenteurer an einem unbekannten Ort 
verborgen hat. Diese moderne Form der 
Schatzsuche nennt sich Geocaching und 
erfreut sich weltweit ständig wachsen-
der Beliebtheit. Das Internet dient dabei 
als Kommunikationsplattform.

Wer nicht ständig Einheimische nach 
dem Weg zum Schatzversteck fragen 
will, nimmt Karten mit auf die Reise. Seit 

Störtebekers Zeiten haben sich diese all-
täglichen Gebrauchsgegenstände in ih-
rem Aussehen jedoch stark gewandelt: 
Karten liegen heutzutage in digitaler 
Form vor und können auf einem Bild-
schirm angezeigt werden. Das Mitfüh-
ren und oftmals umständliche Benutzen 
einer gedruckten Karte erübrigt sich.

Karteninhalte werden auch als geogra-
phische Informationen oder Geodaten 
bezeichnet. Die heute vorhandene Fül-
le von Geodaten stellt für sich allein 
betrachtet bereits einen wertvollen 
Schatz dar. Über das Internet können 
Karten von öffentlichen und privaten 
Anbietern vielfältig bezogen und ver-
breitet werden. Am heimischen Drucker 
kann man diese dann individuell auf Pa-
pier bannen. Geo-Datenschätze lassen 
sich im Internet beispielsweise über den 
„NiedersachsenNAVIGATOR“ der Lan-
desvermessung und Geobasisinforma-
tion Niedersachsen unter der Adresse 
http://www.niedersachsennavigator.de 
entdecken.

Geodaten umfassen nicht nur den geo-
metrischen Bezug. Ortsbezogene Sach-
informationen wie Standorte von Mu-
seen oder Gaststätten zählen ebenso 
dazu. Demzufolge stellen sie das zen-
trale Werkzeug für alle Planvorhaben 
dar. Geographische Informationen bil-
den das solide Fundament für komplexe 
Entscheidungsvorgänge wie die Stand-
ortsuche.

Durch ständige Aktualisierung und Er-
weiterung der Datenbestände wird die 
Voraussetzung geschaffen, dass Geo-
daten auch zukünftig eine herausra-
gende Bedeutung im Alltags- und Be-
rufsleben für jedermann einnehmen.

Mit Geodaten gespeiste GPS-Empfänger 
sind das Rüstzeug des modernen Schatz-
suchers.

Klaus Kertscher
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Weiterentwicklung der SAPOS-Halte-
rung

Ergänzung zum Aufsatz „Neue SAPOS-
Halterung ermöglicht wirtschaftlichere 
Vermessung vor Ort“ erschienen in 
den Nachrichten der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
(NaVKV 2/2004).

Die praktische Arbeit mit der SAPOS-
Halterung hat zu folgenden Verbesse-
rungen geführt: 
– Durch das Anbringen einer Beleuch-

tungseinrichtung am Stab (z. B. Ta-
schenlampe) sind Messungen auch 
bei schlechten Sichtverhältnissen 
und bei Dunkelheit möglich.

– Ein zusätzlicher Aufsatzspiegel auf 
der Beifahrerseite steigert die Ab-
fahrgenauigkeit von Punkten, d.h. 
auch stark gekrümmte Kurvenverläu-
fe können recht genau abgefahren 
werden (s. Fotos Nr. 1 - 3). Durch das 
Befestigen eines „Schleifschlauches“ 
(Gartenschlauch, evtl. durch innen 
liegendes Elektrokabel verstärkt) an 
dem Zentrierloch lässt sich die Ab-
fahrgenauigkeit noch erhöhen. 

– Im Kanalkataster kann dieses Mess-
verfahren sowohl für die Lage als 
auch für die Höhe eingesetzt werden 
(bei entsprechender Eingabe der An-
tennenhöhe).

Foto Nr. 1 Foto Nr. 2

– Eine verstellbare Halterung ver-
einfacht den Messvorgang bei ge-
neigten Fahrbahnen (s. Foto Nr. 4). 

– Stellt man den Messvorgang auf 
„kontinuierliches Messen“ um, sind 
Messungen auch während der Fahrt 
möglich.

– Das Messverfahren, mit dem man 
viele Messdaten bequem in kurzer 
Zeit erhalten kann, lässt sich auch 
auf die Schiene übertragen (s. Fotos 
Nrn. 5 - 7).

Enno Remmers
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Foto Nr. 3 Foto Nr. 4

Foto Nr. 5 Foto Nr. 6

Foto Nr. 7
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Direktor der Landesvermessung 
verabschiedet sich in den Ruhestand

Am 17. Februar 2006 ist der Direktor 
des Landesbetriebes Landesvermessung 
+ Geobasisinformation Niedersachsen 
(LGN) Erwin Kophstahl (60) durch Uwe 
Schünemann, Minister für Inneres und 
Sport, in den einstweiligen Ruhestand 
verabschiedet worden.

Erwin Kophstahl ist seit Gründung Di-
rektor des Landesbetriebes LGN. Dieser 
ist 1997 aus dem damaligen Landesver-
waltungsamt hervorgegangen. Es er-
folgte eine völlig neue Ausrichtung der 
LGN. Während seiner Amtszeit mussten 
drastische Personaleinsparauflagen er-
füllt und Kürzungen des Budgets hinge-
nommen werden. Trotz dieser ungüns-

information

tigen Bedingungen gelang es ihm, die 
LGN in einen dienstleistungsorientierten 
Landesbetrieb umzugestalten, die Erlöse 
zu steigern und den Leistungsstand zu 
halten. Erwin Kophstahl hat bei diesen 
Umstrukturierungen insbesondere auch 
die Beschäftigten mit einbezogen.

In seine Amtszeit fiel die Einrichtung der 
bundesweiten Zentralen Stelle SAPOS  
(Satellitenpositionierungsdienst) in der 
LGN. Sie ist der von den Ländern au-
torisierte zentrale Ansprech- und Ver-
handlungspartner für deutschlandweit 
arbeitende Kunden. Ebenso wurde im 
vergangenen Jahrzehnt intensiv die 
Umstellung der amtlichen topogra-
phischen Landeskartenwerke auf digi-
tale Arbeitsprozesse vorangetrieben. 
Zu seinen Verdiensten zählen auch der 
Aufbau des Amtlichen Topographisch-
Kartographischen InformationsSystems 
(ATKIS) sowie Pilotierungen mit Firmen 
in der Verkehrsnavigation. Heute sorgen 
bei der LGN rund 320 Beschäftigte dafür, 
dass landesweit aktuelle Geobasisdaten 
zur Verfügung stehen.

Erwin Kophstahl war 27 Jahre im Dienst 
der Vermessungs- und Katasterverwal-
tung tätig, wirkte in Berufsverbänden 
mit und engagierte sich in Consulting-
projekten. Dabei unterstützte die LGN in 
Russland, Kroatien und Polen den Auf-
bau von Landmanagement-Systemen.

Dr. Ernst Jäger

Für den Ruhestand wünscht die Redakti-
on alles Gute, Gesundheit und ein gutes 
„Handicap“.
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Prof. Dr.-Ing. Werner Ziegenbein 
sagt ade

Dreieinhalb Jahrzehnte hat Dr. Werner 
Ziegenbein in der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
Führungspositionen eingenommen und 
sie geprägt. In ganz besonderem Maße 
trifft dies für die Wertermittlung zu, die 
er – aufbauend auf das „Fundament 
Schulte“ – zu einem Wertermittlungs-In-
formations-System (WIS) ausgebaut hat, 
das weltweit seinesgleichen sucht. 

In einer Feierstunde am 26. April 2006 
würdigte Uwe Schünemann, Minister 
für Inneres und Sport, die Verdienste 
von Dr. Werner Ziegenbein (62). Aus-
gehend von seiner Dissertation über 
die Anwendung der mathematischen 
Statistik in der Grundstückswertermitt-
lung ist es Dr. Ziegenbein gelungen, die 
theoretisch erarbeiteten Grundlagen 
in die Praxis einzuführen. Die Automa-
tisierte Kaufpreissammlung (AKS) und 
die Anwendung des Vergleichswertver-
fahrens haben bundesweit Beachtung 
gefunden. 1989 wurde Dr. Ziegenbein 
die Honorarprofessur verliehen. Zeiten 
bei der Bezirksregierung sind durch 
Zeiten bei Katasterämtern unterbro-
chen worden. Diese Abschnitte hat  
Dr. Ziegenbein genutzt, um die Kon-
zepte der Grundstückswertermittlung 
in der Praxis zu testen, den rechtlichen 
Rahmen für Liegenschaftsvermessungen 
in Zusammenhang mit dem Fachreferat 

auszugestalten und der Praxis näher zu 
bringen. Auch die Einrichtung der Au-
tomatisierten Liegenschaftskarte (ALK) 
fällt in diesen Zeitraum. 

Seit 1999 war Dr. Ziegenbein zunächst 
Leiter der Vermessungs- und Katasterbe-
hörde Hannover und nach der Verwal-
tungsmodernisierung ab 1.1.2005 Leiter 
der Behörde für Geoinformation, Land-
entwicklung und Liegenschaften (GLL)  
Hannover. Dr. Ziegenbein hat stets  
sachorientiert gehandelt, dabei fach-
liche Zusammenhänge analysiert,    
Lösungen erarbeitet, deren technische 
Realisierung geprüft und die Umsetzung 
betrieben. Dank eines sicheren Blickes 
für das Machbare und Mögliche sowie 
des ruhigen ausgleichenden Charakters 
ist es ihm gelungen, die Konzepte mit 
viel Geschick umzusetzen. 

Dieter Kertscher, Leiter der GLL Braun-
schweig, zeigte Ziegenbeins Lebenswerk 
als „Mister Wertermittlung“ auf und 
überreichte symbolisch einen original-
getreuen Oskar.

Klaus Kertscher

Das Redaktionsteam wünscht alles Gute 
für die Zukunft und stets beste Gesund-
heit.

Dr. Werner Ziegenbein (rechts) erhält aus der Hand von  

Dieter Kertscher den „Wertermittlungs-Oskar“.

  Foto: Evelyn Vitorino
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Wechsel an der Spitze der LGN -  
Innenminister Schünemann führt  
Rolf Ueberholz in sein Amt ein

Innenminister Uwe Schünemann hat am 
25. September 2006 in Hannover Rolf 
Ueberholz  als neuen Leiter des Landes-
betriebes Landesvermessung und Geo-
basisinformation Niedersachsen (LGN) in 
sein Amt eingeführt. Schünemann hob 
hervor, dass die LGN einen exzellenten 
Ruf als Dienstleister für Geobasisdaten 
im gesamten Bundesgebiet besitze. Die 
LGN, die landesweit topografische Kar-
ten bereitstellt, sei als zentrale Stelle 
der Länder bundesweit zuständig für 
den Satellitenpositionierungsdienst  
(SAPOS). „SAPOS steht für Einheitlichkeit 
und Kompetenz des Landes Niedersach-
sen auf dem Markt für Satellitenpositio-
nierung und muss mit Blick auf die Ein-
führung von GALILEO zukunftsträchtig 
weiterentwickelt werden“, sagte Schü-
nemann. Der Minister betonte, es gelte 
jetzt, die Kabinettsbeschlüsse zur Geo-
dateninfrastruktur (GDI) umzusetzen 
und das Netzwerk mit den Behörden für 
Geoinformation, Landentwicklung und 
Liegenschaften (GLL) auszubauen.
 
Rolf Ueberholz ist 55 Jahre alt, verheira-
tet und Vater von drei Kindern. Er war 
zuvor bei den Katasterämtern Hanno-
ver und Hildesheim, dann im Innenmi-

nisterium und als Dezernatsleiter der 
Landesvermessung, zuletzt wieder im 
Innenministerium tätig. Die Kaufpreis-
sammlung und das Liegenschaftsbuch 
sind unter seiner Regie zu einer auto-
matisierten Führung umgestellt worden. 
Ueberholz vertritt die deutsche Position 
in einer EU-weiten Arbeitsgemeinschaft 
zur Schaffung der Geodateninfrastruk-
tur in der EU.

Dr. Ernst Jäger

Das Redaktionsteam wünscht viel Er-
folg bei der Wahrnehmung des neuen 
Amtes. 

Innenminister Uwe Schünemann spricht Rolf Ueberholz die 
Glückwünsche des Landes zur Amtseinführung aus.
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Buchbesprechung

Der berühmte Herr Leibniz –  
eine Biographie
von Eike Christian Hirsch

C. H. Beck-Verlag München, 2000

Auf dem Gebiet des heutigen Nie-
dersachsens haben wissenschaftlich 
berühmte Persönlichkeiten gearbeitet, 
zum Beispiel in Göttingen das Multi-
Genie C. F. Gauß (1777 - 1855) auf den 
Gebieten der Mathematik, der Physik, 
der Astronomie und der Geodäsie und 
- zumindest zeitweise - der Nobelpreis-
träger Albert Einstein (1879 - 1955), der 
als Physiker u. a. mit seiner Relativitäts-
theorie die Welt verändert hat.

100 bzw. 200 Jahre zuvor wirkte - über-
wiegend in Hannover - ein weiteres Uni-
versal-Genie: Gottfried Wilhelm Leibniz 
(1646 - 1716),  einer der größten Philo-
sophen, Mathematiker, Herrschaftsbera-
ter und Erfinder zugleich, ein „Europäer“  
oder „Global-player“ - würden wir heu-
te sagen. 

Eike Christian Hirsch, vielen bekannt 
als NDR-Hörfunk-Redakteur und frei-
er Journalist, hat rund 300 Jahre nach 
Leibniz’s Tod eine Biographie über die-
sen berühmten Mann geschrieben, die 
zugleich ein lebendiges Geschichtsbuch 
ist der damaligen Welt mit Schwerpunkt 
der Welfen, damals mit ihren „Häusern“ 
in Braunschweig, Lüneburg, Hannover, 
Wolfenbüttel, Celle und Osnabrück qua-
si das heutige Niedersachsen belegend. 

Auf 600 Seiten beschreibt der Autor den 
Philosophen in Staats- und Religions-
fragen, den Wissenschaftler der Mathe-
matik, Physik und Chemie, den Erfinder 
ganz praktischer Dinge (klein und groß) 
und den Berater - mehr oder weniger 
- der gekrönten Häupter in Paris, Han-
nover, Wolfenbüttel, Berlin, Wien, Eng-
land, Russland und sogar China in Sa-
chen Technik, Handel, Politik, Geschichte 
und Juristerei. Ruhelos korrespondierte 
Leibniz mit nahezu allen bedeutenden 
Königs- bzw. Herzogshäusern und Wis-
senschaftlern in Europa und Asien. Und 
zigmal reist Leibniz mit der Kutsche quer 
durch Europa, um im persönlichen Ge-
spräch die Welt zu verbessern.

Der Leser erfährt aber auch die Schwä-
chen von Leibniz (einmal wurden Statur 
und Auftreten von ihm sogar als „Hof-
narr“ gesehen!) und seine Misserfolge, 
zum Beispiel seine versprochenen Ener-
gie-Lieferanten, die verbesserten Wind-
mühlen im Harz bei Clausthal-Zellerfeld, 
seine berühmte mechanische Rechenma-
schine, deren vollständige Rechentaug-
lichkeit seinerzeit an einem winzigen 
Konstruktionsfehler scheiterte, und das 
Verfassen der Welfen-Chronik, für die 
ihn das Haus Hannover jahrzehntelang 
bezahlte, ohne dass dieses Werk je fertig 
wurde!

Eine Biographie, die zu lesen Spaß macht 
und die Welt von 1660 - 1716 besser ver-
stehen lässt.

Nebenbei gefragt: Wissen Sie, warum 
der seit langem bekannte Bahlsen-Keks 
„Leibniz-Keks“ heißt? (Antwort in der 
nächsten Ausgabe).
 

Klaus Kertscher 
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